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9. 6 Landtags- Verhandlungen. 
a e benen alen (vom 19. Februar). 
11 Uhr. r e Leonhardt, ied „ Geh. Oberjuſtizrat 
Wenzel, Rinpfleiih, Starke u. A. ae e 
En Gejepentwurf, betreffend die Vertheilung der öffentlichen 
Leitungen bei Grundſtücktheilungen und bei der Gründung neuer 
Anſiedelungen in den Provinzen Brandenburg, Poſen, Preußen, Pommern 
en dem Hauſe zugegangen. 
Der Fiat den G eralbung des Bub gene dnn forigefe, Mart 
at der Geſtütverwaltung (Einnahmen 1,685,240 Marl, fort: 
dauernde Ausgaben 3,184, 190 Mark, einmalige Ausgaben 668,310 Mark) 
wird ohne Debatte bewilligt. 
Der Etat der Jaſtizverwaltung ſchließt in Einnahme mit 42,815,000 
Mark, in fortdauernden Ausgaben mit 65,615,000 Mark, in extraordinären 
Ausgaben mit 2,500,000 Mark ab. 5 5 
Zu Titel 5 der Einnahmen (Antheil an dem Arbeitsverdienſt der 
gerichtlichen Gefangenen 445,700 Marl) in Verbindung mit Cap. 79 
5 1 der Ausgaben (Beſoldungen der Strafanſtalisbeamten 
in Berlin 150,800 Mart) beantragen die Abgeordneten Werner, Lebe 
feldt und Moſchner: „die königliche Stagtsregierung aufjufordern, die ges 
ſammte Straſpollſtrekung und die Bearbeitung der Angelegenhetten der 
ammilichen Strafe und Beſſerungsanſtalten ſowie der Gefänggiſſe im 
Reſſort des königlichen Juſtizminiſteriums zu vereinigen.“ N 
bg. Eberty: Der größte Theil der außerordentlichen Ausgaben im 
Juſti Etat 1 lediglich in Baukoſten und bilden den bei Weitem übers 
wiegenden Be andibeil die Koſten für Neubauten von Gefängniſſen, auf 
welche Summe ſich aber der für das Gefängnißweſen beftimmte Theil des 
Extraordinariums wirklich beläuft, iſt aus dem Etat nicht erſichtlich. 
Auch eine Detailirung des Juſtiz⸗Etats würde dieſem Zwecke nicht ent⸗ 
ſprechen. Es muß der die Strafanftaltsverwaltung betreffende Theil des 
tats des Miniſteriums des te damit vereinigt werden. Dahin zielte 
der auf meinen Antrag gefaßte Beſchluß des Abgeordnetenhauſes vom 
11. Hanuar 1872, welcher dahin ging, daß eine einheitliche Gefängnißver⸗ 
waltung mit einer möglichſt ſelbſtſtändigen Generaldirection herbeigeführt 
werde. Schon damals ſprach ich mich dahin aus, daß es nothwendig ſei, 
biefe einheitliche Gefängnißverwaltung in die Hand des Juſtizminiſters zu 
825 a ihm die Verantwortlichleit für die geſetzmäßige Vollſtrecung der 
afe obliegt. 
Die R enn hat ſich zwar mit jenem Beſchluſſe im Principe einver⸗ 
anden erklärt, was ſie indeß zur W dieſes Beſchluſſes gethan, bes 
lediglich darin, daß die beiden Herren Miniſter des Innern und der 
Juſtis eine Centzalcommiſſion für das Gefängnißweſen gebildet haben, welche, 
unter dem Vo des Unterſtaatsſecretärs im Juſtizminiſterium, aus je 
2 Rätben der beiden Ministerien, einem höheren Baubeamten, einem höheren 
Medicinalbeamten und zwei Strafanſtaltsdirecloren beſteht. Aber dieſe Com⸗ 
miſſion iſt nicht einmal mit administrativen Befugniſſen irgend welcher Art 
eſtattet, ſondern nur dazu berufen, die durch die beiden Miniſter erfor: 
derten Gutachten abzugeben. Es iſt alſo lediglich ein Sachverſtändigen⸗ 
Gomite. Dem Beſchluſſe dieſes Hauſes iſt damit en keiner Weile genügt. 
Bir find noch edenſo weit entfernt von einer einheitlichen Verwaltung des 
Gefängnißweſens wie früher, obne welche eine ordnungsmaßige und überſicht⸗ 
lache e en en unmöglich iſt. Der Regierungscommiſſarus des 
Miniſters des Innern erklärte zwar, daß die Ausführung jenes Beſchluſſes 
baupiſächlich wegen des Zuſammenhanges der bestens e und wer mit der 
dem Reiche obliegenden Reorganiſation des Stra 1 und der Gerichts⸗ 
en unterblieben ſei; indeß wird das Reich wohl nur allgemeinere 
eſetze über das Gefängnißweſen erlaſſen, keinesfalls aber die Gefängniß⸗ 
verwallung übernehmen. 5 
Die Juſtizcommiſſion des Reichstags hat ſich nun bereits ebenfalls da⸗ 
hin geeinigt, daß das geſammte Gefängniß⸗ und Strafvollzugsweſen unter 
das Reſſort des 8 geſtellt werde, womit ſich auch der Vertreter 
der derbündeten Regierungen einverſtanden erklärt 5 Ohne ſolche Ver⸗ 
einigung der Gelängnipverwaltung läßt ſich die Gefän nißpflege weder 
rakliſch noch wiſſenſchaftlich fördern. Namentlich if eine Statiftit des Ges 
änguißweſens, wie ſie in England und Jialien muſterbaft aufgeſtellt wird, 
obite eine ſolche Einheit gar nicht möglich. Ader Eile thut not; denn die 
Koſten schwellen immer mehr an, und die Reſultate dieſes böcit wichtigen 
weiges der Verwaltung entſprechen dem Aufwand an Staatsmitteln nicht. 
obin ſind die enormen Summen, die wir für Gefängniſſe bewilligt haben, 
gefloſſen? — Es iſt wahr, es ſind ſtattliche Bauten damit ausgeführt, aber 
haben dieſe ihren Zweck erfüllt? Es läßt ſich nicht verkennen, daß die Vers 
brechen nicht abnehmen, ſondern ſogar an Atrocität zunehmen. Das Heil⸗ 
mittel iſt aber nicht in Verſchärfung der ſtrafgeſetzlichen Beſtimmungen, nicht 
in künſtlichen Gefängnißbauten und in einer der Natur der Menſchen wider: 
trebenden Sfolirung der Gefangenen zu ſuchen, ſondern in zweckmäßiger 
nwendung der Geſetze nicht blos durch die Richter, ſondern durch die Ger 
ſängnißverwaltung. Beſonders erfolgreich kann hierbei eine ausgiebige Ans 
wendung der Beſtimmung des trafgeiehbuches wirken, wonach eine Ab- 
ung der Strafzeit durch ei Entlaſſung von Strafgefangenen ſtatt⸗ 
haft it. Macht man von dieſer Befugniß den rechten Gebrauch, jo bedarf 
man natürlich nicht fo vieler Geſängnißbauten, da die Entlaſſenen ſelbſt 
ihre Unterkunft ſorgen und ſich ſelbſt erhalten müſſen. Es 
at ſich die Anwendung dieſer Maßregel in England eg 5 bewährt. 
eilich ißt die Jiolirbaft nicht dazu geeignet, die borläufige Entlaſſung in 
größerem ſtabe anzuwenden, da man in der Einzelhaft den Gefangenen, 
der ſich dem Geistlichen gegenüber nur allzu baufig verſtellt, nicht kennen 
„ja der Gefangene Fi kann in der Einzelhaft nicht einmal zu einem 
wußtſein darüber gelangen, ob er im Stande ſein wird, den Verſuchungen 
Außenwelt zu widerſtehen. - { ’ 
„Ei anderes Mittel, das Bedürfniß der Gefängnißbauten zu vermindern, 
iſ die Veſchäftigung der Gefangenen im Freien. Auf dem Gefängnißcongreß, 
ber im Jabre 1872 in London abgehalten, auch von unſerer Regierung bes 
[it würde, iſt conftatirt worden, daß 6 Gefängnifie in den ſogenannten 
England⸗Staaten Nordamerikas einen Ueberſchuß von 7000 Pfd. Sterl. 
gaben. Ein ähnliches Verhältniß zeigt ſich in den Gefängniſſen von Ohio 
weit fi ichigan, ſowie in dem Anglo⸗Indiſchen Reich, wo die Gefangenen, jo 
be dazu fähig find, zu nn Arbeiten benutzt werden. In Ala⸗ 
ſie mit der Ban baden A range n E RR — 
; mwollencu eſchäftigt, in anderen Gegende ein: 
re Obio arbeiten fie als Sattler, Stellmacher und Schmiede. 
wendig ist, it dens weiſe, wie fie bei ven Arbeiten im Jellengefängniß mot: 
n großes Hinderniß der zweckmäßigen Verwendung der Ars 
erdingung der Arbeitskraft an 55 führt 
auchen, und hat eine u tfertigte 
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offentlichen Arbeiten verwendet und die 
deset Doge, 85 n = 
f Syſtems nicht genu men. Die 

abl der Nüdjäle bat in England, Schottland und felt in vi don Partei: 
umirieben zerklüfteten Irland ungemein abgenommen. Auf dem in Brighton 
abgehaltenen Gefängni congreß wurde conſtatirt. Während in den letzten 
30 Jahren die Bevoͤlkerung in d Wales um 41 Procent geſtiegen, 
ja die Zahl der Verbrechen Procent abgenommen; allein in den 


roßen Reformer des Geſan 
gan Hill können die Wo lie 


abren don 1857—74 fand eine Abnahme der Verbrechen um 20 Procent 
alt. Dies iſt gerade die Zeit, in der das neue iriſch⸗engliſche eln niß⸗ 
item ſich entwickelte, das hauptſächlich auf dem Grundſaß der vorläufigen 
utlaſſung und der Beſchäftigung der Gefangenen bei harter Arbeit in freier 
ft berubt, und dieſe Art der Walden ährt auch in England ſoviel 
Ertrag, daß fie die Gefängnißkoſten deckt. Auch helfen die Arbeitskräfte der 
Geſangenen dem Mangel an Kräften zum Landbau ab, ohne den in Fabriken 
und Handwerken beihäftigten freien Arbeitern Concurrenz zu machen. Dieſes 
Syſtem ift nicht eine Ausgeburt grübelnder Theoſophie, ſondern eine Frucht 
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langer, in allen Zonen geſammelter Erfahrungen. Es bat Botanybay in 
einen Garten verwandelt, iſt im Begriff, die Sümpfe in Irland auszu⸗ 
trocknen, zieht Eiſenbahnen durch Texas und was mehr iſt, als alles das, 
es rettet manche verlorene Seele. 

Abg. Gotting: Ich kann mich mit dem Herrn Abgeordneten Eberty 
in Bezug auf zwei Punkte feiner ſorgfälligen Ausführungen durchaus ein: 
verſtanden erkläten: in Bezug auf die Nothwendigkeit einer einheitlichen Re» 
gelung des Gefängnißweſens und die Unterſtellung deſſelben unter den Juſtiz⸗ 
miniſter; ihm nicht beiſtimmen aber lann ich in der Empfehlung der Be⸗ 
ſchäftigung von Gefangenen durch Arbeiten im Freien. Man hat ſchon ſeit 
längerer Zeit bei uns in dieſer Hinſicht ebenfalls Verſuche gemacht, iſt aber 
ſchließlich don dieſem Syſtem doch wieder zurückgekommen. Man beruft ſich 
nun darauf, daß es auch in England und Irland und zwar mit gulem Er⸗ 
folg beſtehe. Es iſt nun merkwürdig, daß neue Einrichtungen in fremden 
Ländern uns ſofort auffallen und zur Annabme empfohlen werden, ich möchte 
daher darauf hinweiſen, daß man in England ſchon jetzt beginnt, von dieſem 
Syſtem Abſtand zu nehmen, und ich behaupte, daß wir mit dem Uebergang 
zu dieſem Syſtem nur einen Rückſchritt zu einem überwundenen Standpunkt 
machen würden. In der That giebt kein Syſtem leichter Veranlaſſung zu 
Complotten, Verſchwörungen, Morden von Auſſichtsbeamten, und man hat 
mit ſeiner Anwendung nichts weiter erreicht, als die Aufführung koſtſpieliger 
Bauten, die wirklich Unſummen verſchlungen haben. Wenn der Herr Vor⸗ 
redner die dogmatiſchen Belehrungen, die in unſeren Gefängniſſen ſtattfinden, 
perwirft, fo bemerke ich, daß das jedenfalls beſſer und heilſamer für die Ge: 
fangenen ſein wird, als wenn ſie, wie es in Eugland geſchieht, ſieben Achtel 
ihrer Zeit völlig ohne Unterricht bleiben müſſen. Wie die Statiſtik nachweiſt, 
hat ja auch unſer Syſtem duraus ſegensreiche Früchte getragen. 

Abg. Werner: Ich verlange von der Regierung durchaus nicht, daß ſie, 
ſowie der Antrag geſtellt iſt, die Ueberführung des Gefängnißweſens auch 
ſofort bewerkſtellige; aber ich möchte bitten, daß das Haus durch ſeinen Aus⸗ 
pruch fein Gewicht für die Ausführung dieſer Abſicht in die Wagſchale lege 
und dadurch der Regierung eine Directive giebt, in welcher Weile die Aus⸗ 
führung zu geſchehen habe. Wie ich gehört habe, ſoll die Strafvollſtreckung 
in die Hände der Staatsanwälte gelegt werden. ein Antrag gebt noch 
weiter, und will ſie in die Hand des Juſtizminiſters ſelbſt legen. Schon im 
Ve 1868 ſtand ein ähnlicher, nur wenig modificirter Antrag der Abgg. 

indthorſt und Genoſſen zur Discuffion, und zwar zerfiel derſelbe in zwei 
Theile: der erſte allgemeine wollte überhaupt die Uebernahme des Gefäng⸗ 
nißweſens in eine Hand, und der zweite ſpecielle wollte ſie in die Hand des 
Juſtizminiſters geben. Der erſte Theil wurde mit großer Majorität ange: 
nommen, der zweite Theil dagegen batte ein eigenthümliches Schickſal, auf 
das ich nachher noch zurüdkommen werde. Was den allgemeinen Theil 
meines Antrages anlangt, ſo wird Jeder bei den beſtehenden Zuſtänden von 
der Nothwendigkeit einer Aenderung überzeugt ſein. Der Richter beſtimmt 
jetzt bei uns die Art der Strafe: ob Gefängniß, ob Feſtung oder Zuchthaus 
— aber alles Andere wird durch Regulative beſtimmt. Nun kommt es doch 
bei der Straſvollſtreckung ſehr auf die localen Verhaltniſſe und andere indi⸗ 
biduellen Unterſchiede an, daß es wirklich nöthig erſcheint, bier eine ie 
liche Regelung eintreten zu laſſen. Ich will bier nur ein praktiſches Beispiel 
anführen. In Striegau in Schleſien beſtehen zwei Strafanſtalten, ein Ge: 
fängniß und ein Zuchthaus. Wer nun die Gewohnheiten des gemeinen 
Mannes kennt, wird wiſſen, daß detſelbe nicht ſcharf unterſcheidet, in welcher 
der beiden Strafanſtalten, die ſich innerhalb derſelben Stadtmauern befinden, 
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Beſteklungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den Übrigen Zagen zwelmal erscheint. 
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m erklären, wie es der College Eberiy will, man könnte ee eine gem 
eihe von Beſchäftigungen binſtellen, wie z. B. auf dem Gebiele des 
baues, welche Beſchäftigung entſchieden eine beſſernde Wirkung auf die Ge⸗ 
fangenen ausüben würde. Aber dieſe Frage wird wohl heute nicht entſchieden 
werden können, beſonders da nicht Gründe vorgebracht worden ſind, ſondern 
man ſich auf Autoritäten und Schriftſteller geftüßt bat, die man im en⸗ 
blick doch unmöglich durchleſen kann. Die zweite Frage ift die, ob das Ges 
fängnißweſen dem Juſtizminiſter zu unterſtellen ſei oder dem Miniſter des 
Innern. Denn darüber, daß es überhaupt in eine Hand übergeben müſſe, 
üt fi wohl Jeder klar geworden. Wenn es nun aber in eine Hand gelegt 
werden ſoll, ſo lann dies nur die des Juſtizminiſters ſein. Die Schwierig⸗ 
keit liegt aber nicht in den oberen, ſondern beſonders in den mittleren In⸗ 
ſtanzen. Sollte die Strafvollftredung in dieſen den Staatsanwälten, wie 
e iſt, übertragen werden, fo würde ich dies nicht für glücklich 


alten. 
Das Inſtitut der Staatsanwaltſchaft hat ih in den verſchiedenen Pro⸗ 
vinzen verſchieden ausgebildet, aber wie ez nun einmal beſteht, iſt es in 
den Augen der Bevölkerung lediglich ein Verfolgungsinſtitun. Wenn man 
ihre Berufungen ſieht, die immer auf Erhöhung des Strafmaßes hinaus⸗ 
laufen, wie ſie ferner ſtets hohere Strafen beantragen, als ſie die Billigung 
der Gerichte finden, wie weiter eine Reihe von Verfolgungen eintreten, deren 
Reſultat mir ſehr oft nicht ohne Grund erfolglos zu ſein ſcheint, ſo nehme 
ich keinen Anſtand, zu erklären, daß die Entwickelung der Staatsanwaltſchaft 
auf mich den Eindruck macht, daß ſie ſich zu einem Verfolgungsinſtitut ge⸗ 
ſtaltet bat. Wenn das aber ſo iſt, ſo wäre es doch ſehr bedenklich, wenn 
die Staatsanwaltſchaſt die Sache in die Hände bekäme; es würde das ein 
Gefühl der Bitterkeit bei den Gefangenen erzeugen und von vornherein für 
eine Beſſerung hinderlich fein. Nun hat der Herr Juſtizminiſter in Plögen⸗ 
fee eine Einrichtung getroffen, welche dieſe Bedenken befeitigen könnte. Dort 
beſtebt nämlich eine Commiſſion, die darüber wacht, uud dem eutſprechend 
componirt iſt, daß die Behandlung der Gefangenen den Forderungen der 
Billigkeit und Gerechtigkeit genügt, ſoweit es nämlich die Juſtructſonen des 
Juſtizminiſters geſtatten. Dieſe ſind durchaus nicht immer zwe ig, a 
innerhalb der geſteckten Grenzen kann man volles Vertrauen zu dieſer Comes 
milſion haben; und in der Vorausſetzung, daß in den andern Gefängnifien 
eine ähnliche Einrichtung getroffen werde, kann man dem i 
Dr geſtellt iſt, ruhig zuſtimmen. Ich glaube auch, daß die ei 
egelung nicht aufgeſchoben werden ſollte bis zu einer Neuorganiſation des 
Gefängnißweſens. 
Wann die in Aus ſicht genommene Organisation zur Ausführung gelangt, 
iſt eine noch durchaus ungewiſſe Sache, aber auch bei der beiten Mine 
füllung werden nach meiner Auffaſſung noch minveſtens 3 Jahre vergehen. 
Während dieſer Zeit kann aber unmöglich der jetzige Wirrwarr fortdauern, 
und ich denke, die Ueberführung in die Hände des Juſtizminiſters kann ſehr 
bald und ohne große Schwierigkeit vor ſich geben. Es iſt dies auch eine 
Nothwendigkeit, damit wir einen berantwortlihen Mann baben, an den 
wir uns wenden können. Wir baben es im vorigen Jahre erlebt, daß ſich 
der eine Miniſter immer auf den anderen beruſen dat, und es war ein 
Chaos, wie man es ſich in einer geordneten Verwaltung gar nicht vorſtellen 
kann. Ich glaube deshalb, daß ſich die Antragſteller ein Verdienſt mit ihrem 
Antrage erworben haben, und ich will boffen, daß demſelben belniaſt de „ 
gegeben werden wird. a ; 
Juſtizminiſter Leonhardt: Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß von Seiten des 
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der Betreffende feine Strafe abgeſeſſen hat, ſondern, daß er im Allgemeinen] Juſtizminiſters zu dieſem Antrage nicht Stellung genommen werden kann. 


ſagt, er hat im Zuchthaus geſeſſen. 5 et, 

Ueberbaupt berrſcht in der Geſängniß⸗Verwaltung die größte Unregel⸗ 
mäßigkeit: in der Rheinprovinz ſtehen ſammtliche Strafanſtalten unter dem 
Miniſter des Innern; in den neu annectirten Ländern ſtanden fie früher 
unter dem — und wurden nach der Annexion dem Minifter des 
Innern unterſtellt. In den alten Provinzen herrſcht eine noch größere Con⸗ 
fuſion; meiſtentheils ſind die Anſtalten, in denen Freiheitsſtrafen unter drei 
Monaten vollſtreckt werden, dem Juſtizminiſter, die übrigen dem Miniſter des 
Innern unterſtellt. Nun könne ſich doch aber der Miniſter nicht um Alles 
kümmern, ſondern müſſe Vieles feinen Räthen überlaſſen, und da kann man 
ſich wohl vorſtellen, welche Verſchiedenheiten vorkommen. Sie ſehen wohl 
bieraus, daß es abſolut nothwendig iſt, daß die Angelegenheit in eine Hand 
gelegt werde. Es handelt ſich ſomit nur noch um den zweiten Theil meines 
Antrages, nämlich um die Frage, ob das Gefängnißweſen in die Hand des 
J wil dier oder in die des Miniſters des Innern gelegt werden joll. 
Ich will bier nicht auf die Uebelſtände und Fehler eingehen, die unter dem 
find; denn wenn wir intra ot extra muros 
gehen, ſo werden wir überall mehr oder weniger Aal f finden, ſondern ich 
will nur das Grundprineip in Betracht ziehen. Nun iſt ſeiner Zeit geltend 

emacht worden, daß die Verwaltungs⸗Beamten ſich beſſer für die Gefängniß⸗ 
ragen eignen würden. Wie ſchon erwähnt, batte der zweite Theil des An⸗ 
trages damals ein merkwürdiges Schickſal: der Präſident ließ abſtimmen, 
und da bei der mißverſtandenen Frageſtellung auf Annahme des Antrages 
der größte Theil ſißen blieb, jo wurde von dem Präſidenten erklart, daß die 
Minorität ſich für denſelben erhoben habe. Als ſpäter durch eine geſchäfts⸗ 
ordentliche Bemerkung der Irrthum conftatirt wurde, konnte die Abſtimmung 
nicht mehr redreſſirt werden. h - 8 

Wenn alſo wirklich der zweite Theil damals abgelehnt worden iſt, fo iſt 
durchaus nicht ſicher, ob dies auch bei . des obigen Irrthums ge⸗ 
ſcheben wäre. Gegen den Grund, daß ſich die Verwaltungsbeamten beſſer 
eignen würden, moͤchte ich nur bemerken, daß ja der Juſtizminiſter durchaus 
nicht gezwungen ſein würde, nur Juſtizbeamte zu wählen und daß ſelbſt dieſe 
ſehr gut geeignet find, dafür möchte ich nur auf Plötzenſee binweiſen, das 
unter dem Juſtizminiſter fteht. Nach meiner Auffaſſung kann aber prinzipiell 
das Gefängnißweſen nur unter dem Juſtizminiſter ſtehen; die Juſtiy verhängt 
die Strafen und ſie muß auch in Folge deſſen darüber wachen, daß die 
„ en werden. Es iſt dies eine Pflicht des Juſtizminiſters 
und iſt ſein Recht. 
fo dürfte das Budget doch ſehr ſchlecht fortkommen, wenn das Gefängniß⸗ 
weſen unter den Minifter des Innern geſtellt würde. In ganz Preußen be 
ſtehen 900 Geſängniſſe, davon kommen etwa 600 auf die kleinen Gerichte. 
Hier iſt der Amtsdiener zugleich Gefängnißwärter, der Secretär iſt Inſpector 
und der Kreisrichter führt die Oberauſſicht. Wenn aber dieſe Gejängnifie 
dem Minifter des Innern unterſtellt werden, jo werden für dieſe Aemter 
neue Perſonen angeftellt werden müſſen, denn es if doch nicht zu erwarten, 
daß die Juſtizbeamten der Verwaltung werden Dienſte leiſten müſſen. E 
werden ſo eine Unzahl von neuen Beamten angeſtellt werden müſſen, die 
den Etat unerträglich belaſten würden. In faſt allen anderen Staaten be: 
ſteht auch die Einrichtung, daß die Gefängniſſe dem Juſtizminiſter unterſtellt 
find: in Belgien, Holland, in der Schweiz, in Oeſterreich⸗Ungarn, Meiningen, 
Baden und ſelbſt in Schwerin. In Deutſchland macht nur Sachſen eine 
Ausnahme. In Frankreich ſtehen die Gefängniſſe allerdings unter dem 
Miniſter des Innern, aber man geht jetzt damit um, ſie unter das Juſtiz⸗ 


einen Reſſort vorgekommen 


* 


ch] miniſterium zu bringen. Ich bitte Sie, acceptiren Sie die Gründe als die 


Ibrigen und nehmen Sie meinen Antrag an. 5 
Abg. Eberty betont dem Abg. Götting gegenüber noch einmal, daß ſeit 


Ginjabenun des erwähnten Syſtems in England die Zahl der Verbrechen 
dort zurückgegangen ſei und daß in Folge deſſen das Syſtem die Reiſe um 
die ganze Welt gemacht babe. N 


Abg. Windt borſt (Meppen): Ich habe gehofft, daß von der Miniſter⸗ 
bank in irgend welcher Art zu dem vorliegenden Antrag Stellung genommen 
werden würde. Bis jetzt iſt dies noch nicht Sa des aber ich gebe die Hoff⸗ 
nung noch nicht auf, daß der Miniſter die Güte haben werde, auszusprechen, 
was er zu dem Antrage denke, oder ob vielleicht ſchon Schritte geſchehen ſind 
zur Verwirklichung deſſelben. Die Diseuſſion hat ſich um zwei Geſichts⸗ 
punkte gedreht. Der eine war der, wie man die Gefangenen am beiten be⸗ 
ſchäftigen könne, zugleich mit Bezugnahme auf die Iſolirhaft. Ich glaube, 
daß der Abgeornete Götting mit feiner Anſicht, daß das engliſche Syſtem zu 
veralteten Standpunkten zurüdführe, nicht Recht hat. Jenes Syſtem unter⸗ 
ſcheidet 1 weſentlich bon nr alten der Beihältigung der Straf⸗ 
linge als Baugefangene. Die Wahrhe 0 1 
liegen. Man braucht ſich ja abſolut nicht für eine Art von Beſchäftigungen 


a8 dann aber die finanzielle Seite der Sache anlangt, G 


theit wird wohl bier wieder in der Mitte] rin es hei 


Es handelt ſich ja bier um die Reſſortperhältniſſe mehrerer Minifterien und 
die Erledigung dieſer Frage kann ip und allein Sache des Staatsmini⸗ 
ſteriums ſein. Der Antrag iſt mir geſtern früh erſt zugegangen, und bis 
beute ſrüh kann doch das Staatsminiſterium ae m über eine ſo wichtige 
und intricate Frage Beſchluß faſſen. Wenn dem Vorredner keine Fälle bes 

lannt find, wo Staatsanwälte wegen zu hohen Strafmaßes appellirt haben, 

jo beweiſt das eben, daß er die Verhältniſſe gar nicht hinlänglich kennt. Wenn 
der Vorredner ſich der Zeit erinnern wollte, wo er ſelber Juſtizminiſter in 

Hannover war, jo würde ihm gegenwärtig ſein müſſen, wie unrecht der Vor⸗ 
wurf iſt, daß die hannoverſche Staatsanwallſchaft ſich als nicht befähigt er⸗ 
wieſen habe. 

Abg. Windtborſt (Meppen): Dieſer Gegenſtand hat nicht etwa ſeit 
heute, ſondern, wie dem Juſtizminiſter bekannt ſein muß, ſchon ſeit einer 
langen Reihe von Jahren das Haus befhäitigt; das Staats miniſterium hätte 
alſo wohl hinlänglich Vorbereitung und Gelegenheit gehabt, einen Beſchluß 
in dieſer Sache zu fallen. Daſſelbe beſchäftigt ſich ja mit fo vielen Sachen, 
mit denen zu befaſſen es gar nicht nöthig hat. Hier iſt einmal ein ernſter 
und würdiger Gegeuſtand für feine Thätigkeit. Allerdings baben nach meinen 
Erfahrungen, als ich Juſtizminiſter in Hannover war, die dortigen Staats⸗ 
anwalte erſprießlich gewirkt. Aber die Staatsanwaltſchaft von damals und 
von jetzt ſind zwei ſehr verſchiedene Dinge (Aba! links. Sehe wahr! im 
Centrum), und wenn der Juſtizminiſter einmal ſeine Ferien in Hannover 
zubringen wollte, ſo würde ich . nehmen, ihm das ad oculos und 
an einzelnen Fällen klarzuſtellen. Der Antrag Werner wird hierauf ange⸗ 
nommen. 

Zu Titel 1 der Ausgabe „Beſolt ung des Juſtizminiſters“ bemerkt Abg. 
v. Schorlemer⸗Alſt: Sie werden es begreiflich finden, das wir eine ziem⸗ 
liche Anzahl Schmerzensſchreie auszuſtoßen baden, ich will fie auf die bejr 
tigſten concentriren. Wenn fie etwas nach Culturkampf ſchmecken, fo liegt 
die Schuld nicht an uns: fie find eben die naturgemäße Reaction gegen die 
ungerechte und ungleiche Behandlung, die uns zu Theil wird. Der Juſtiz⸗ 
miniſter hat im vorigen Jahre ausgeſprochen, daß es einen Unterſchied mache, 
ob eine Aeußerung in der einen oder anderen Zeitung Hände. Dieſe ſeine 
Parole iſt nun ſoſort aufgegriffen worden und hat die all Früchte 

getragen. Als die Eneyklika erſchien, durften die Kölniſche und alle na 
liberalen Zeitungen fie ungeſtraft abdrucken, alle ultramontanen 

aber, die daſſelbe thaten, wurden confiscirt. Die Rede, die im vorigen 

raf Praſchma hielt, wurde im „Markiſchen Kirchenblatt“ nach dem ftenos 
graphiſchen Wortlaut abgedruckt, aber ſofort confiscirt, Blätter anderer Rich⸗ 
tung konnten ſie ungeſtraft bringen. Edenſo wurde vor Kurzem in der 
„Poſener Zeitung” die Rede des Abg. v Niegolewsli confiscirt, und es dat 
mehr und mehr das Verfahren Platz gegriffen, daß von den Feel ane 
blättern verlangt wird, ſie ſollen den f en ſtenographiſchen Bericht einer 
Sitzung zum Abdruck bringen, nur das ſei eine wahrheitsgetreue Wiedergabe. 
Nun denken Sie ſich den Fall, die Reden, die der Abgeordnete Richter 
(Hagen) geſtern bier gehalten, würden bei ihrem wortgeireuen Abdruck in 
einer liberalen Zeitung confiscut, weil die darauf erfolgten Antworten des 
Miniſters Eulenburg nicht gleichfalls Nenograpbilih wiedergegeben ſeien, welch 

Geſchrei hätte ſich darüber erhoben? Wenn es aber den Blättern unſerer 
Pattei geſchieht, verlautet in den liberalen Organen kaum ein Wort darüber. 
In dem letztgenannten Falle will ich übrigens gern zugeben, daß es für den 
Miniſter Eulenburg viel vortheilhafter und von günſtigerem Eindruck wäre, 
wenn ſeine Erwiderungen nicht abgedruckt würden (Heiterkeit); aber er jelbit 
wird wohl hierüber anderer Meinung ſein. Ein ſehr harmloſes und unſchul⸗ 
diges Gedicht, welches Abſchiedsworte der Schweſter Serapbine enthielt, als 
der Culturkampf ſie zwang, nach Amerika auszuwandern, wurde in den 
katholiſchen Blättern confiscirt; wenn aber ein Berliner liberales Blatt den 
folgenden Vers zum Abdruck bringt: f 

„So lange bleibt, daß Gott erbarm', 

Das arme Volk betaumelt, 

Bis an dem letzten Pfaffendarm 
Die letzte Nonne baumelt. 

Dem Herrn im Kimmel Lob und Preis, f 

j Wenn's bald geſchieht, Kyrie eleis!“ N a 

fo wird jo etwas nicht confiscirk. (Hört, hört! im Centrum). Die Schriflen 
von Conrad von Bolanden, namentlich diejenigen, die etwas gegen die Frei⸗ 
maurer enthielten, find alle confiscirt worden, nebenbei bemerkt ziemlich zu 
Sar um ihre Verbreitung zu bindern. Nicht confiseirt worden iſt aber die 
chriſt von Dr. Carl Walter, betitelt „Grundriß des allgemeinen Staats 
rechts mit beſonderer Berückſichtigung der Gneiſt ſchen Geſetzgebung ꝛc.“, wo⸗ 
ißt: „Aus der gottesläſterlichen und bochverratheriſchen Natur det 
Infallibilitätsdogma's folgt, daß alle infallibiliſtiſchen Biſchöfe und Prieſter 
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eine ſolche Beſtimmung ein unangemeſſenes de 
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verbreiten wird, daß wir nicht eine Gerechtigkeitspfleze, ſondern eine 
Pflege des Unrechts haben. (Beifall im Centrum.) 
ſtizminiſter Leonhardt: Ich muß anerkennen, daß ich in voriger 
Seſſion ausſprach, es komme bei einer F an, ob fie bona 
oder mala fide gemacht ſei, und daß in dieſer Beziehung auch zu erwägen 
ſein werde, welche Richtung ein Blatt befolge. Das iſt auch heute noch 
meine Meinung. Uebrigens babe ich dieſe meine Meinung den Staatsan: 
wälten nicht mitgetheilt. (Große, andauernde Heiterkeit.) Ich war zu dieſer 
Aeußerung veranlaßt worden, ich habe fie ungern gethan, und wenn mir 
die Herren keine Gelegenheit geben, derartige Aeußerungen zu machen, fo 
wird mir das beſonders angenehm ſein. Ich bemerke hierbei, daß ich nicht 
bon „meinen“ Staatsanwälten geſprochen babe, fo wenig, wie von meinen“ 
Richtern. Ueber die große Blumenleſe von Einzelfällen, die der Vorredner 
uns bier gehalten, bedauere ich, mich gar nicht äußern zu können. Es iſt 
mir ſehr intereſſant geweſen, die Blumenleſe anzuhören, aber ich kann nicht 
wiſſen, ob in dem einen Falle die Confiscation mit Grund, in dem anderen 
mit Ungrund erfolgt ſei. Um mich zu etwas Weiterem hierin zu veran⸗ 
laſſen, ſollten doch die Herren, die mir ſolche Blumenleſen bier vorſetzen 
wollen, mich einige Zeit vorher davon benachrichtigen, dann würde ich mich 
darauf einrichten und in der Lage ſein, über die einzelnen Fälle Auskunft 


zu geben. 

Abg. v. Schorlemer: Ich vermuthe, daß die Herren Staatsanwälte, 
wenn 5 auch viel mit Culturkampf beſchäftigt ſind, doch wohl ſo viel Zeit 
haben, die Kammerberichte zu leſen, und ich glaube, das Gemüth eines gut: 
e. und aufſtrebenden Staatsanwaltes iſt fo empfänglich, daß wenn er 

g den Kammerberichten die Aeußerungen ſeines Herrn Chefs und Juſtiz 

miniſters lieſt, er fie ſich recht fehr tief einprägt und fie nach beiten Kräften 
Ae (Sehr wahr!) Dem Juſtizminiſter vorher von unſeren Beſchwerden 
Mittheilung zu machen, o nein, das thun wir nicht mehr. Die Erfahrungen, 
die wir in dieſer Beziehung gemacht, haben uns überzeugt, daß der einzige 
geg, um etwas zu erreichen, der iſt, daß wir die Dinge bier öffentlich im 

Sitzungsſaale zur Sprache bringen, damit der Miniſter, wozu er berpflichtet 
iſt, darüber ſich äußere, was unter ſeiner Verantwortlichkeit geſchieht. 

Die Poſition wird genehmigt. f c 

Zu Capitel 73 „Ober⸗Tribunal“ beantragt Abg. Statz eine Petition 
der expevirenden Secretäre und Regiſtratoren bei dem Königlichen Ober⸗ 
1 Baden Gehaltserhöhung der königlichen Staatsregierung zur Abhilfe 
zu übermweifen. 

Der Antrag wird nach Befürwortung durch den Abg. Statz und nach 
kurzer Debatte angenommen. 

Zu Tit. 78 „Appellationsgerichtshof lin Köln und Rheiniſche Landgerichte“ 
beklagt ſich Abg. Röckerath über die zu große Geſchäftslaſt und die nicht 
ausreichende Arbeitskraft bei dieſen Gerichten. 

Juſtizminiſter Leonhardt: Man muß eben erwägen, daß die Geſchäfts⸗ 
daft bei hehe vielen Gerichten augenblicklich eine außerordentlich große iſt. Es 

ehlt bekanntlich überall an Perſonal; es ſind eine Reihe von Richterſtellen 
m Lande nicht beſetzt, man iſt ſogar zu dem höchſt unliebſamen Auskunfts 
mittel genöthigt geweſen, Richterſtellen durch Referendare verſehen zu laſſen. 

n muß ſich eben eine Zeit lang noch gedulden und in das Unvermeidliche 
1 8517 alles zur Abhilfe Mögliche von Seiten der Verwaltung wird gewiß 

ſeſchehen. 

« Zu Tit. 3 dieſes Capitels beantragt Abg. de Syo anftatt „26 Staats: 
rocuratoren“ zu ſetzen „25 Staatsprocuratoren“ und demgemäß den Ge ⸗ 
ammtbetrag der Beſoldungen zu vermindern. Ei! 

Der Antrag wird abgelehnt, nachdem der Regierungscommiſſar Geh. Rath 
Rindfleiſch erklärt, daß man beabſichtige, über das an dieſer Stelle er⸗ 
ſparte Gehalt zu Gunſten des Landgerichts zu Aachen zu verfügen. 

Ein gleichfalls zu dieſem Capitel geſtellter Antrag des Abg. de Syo, 
ſtatt 19 Inſtructions⸗Richter nur deten 18 zu bewilligen, wird ebenfalls ab⸗ 

ſelehnt. ; . 

2 Lab. 79 enthält die Gerichte erſter Inftanz; die erſten 5 Titel davon 

bilden den Etat des Berliner Stadtgerichts. Zr R 

Dazu liegt vor ein Antrag des Abg. Schroeder (Königsberg): die 
Staatsregierung aufzufordern, dafür Sorge zu tragen, daß den durch die 
8 rung bei dem königl. Stadtgericht zu Berlin herbeigeführten 
Uebelſtänden, insbeſondere den Verzögerungen in der Aiden durch eine 

nn Zuweiſung von richterlichen und Subalternbeamten Abhilfe 

eſchafft werde. 
x Abg. Schröder (Königsberg): Ich glaube die Begründung dieſes An⸗ 
trages nicht beſſer einleiten zu können, als indemlich dem Juſtizminiſter mei⸗ 
nen Dank dafür ausſpreche, daß er bereits befliſſen geweſen iſt, dem Ber: 
liner 4 en Hilfskräfte zuzuführen. Nachdem im vorigen Jahre acht⸗ 
zehn neue Richterſtellen bereits bewilligt worden find, ſtellt die neue Forde⸗ 
rung von zehn Stellen einen Act der Fürſorge dar, für welchen ich meinen 

Dank ausſprechen muß. Ich hoffe hierbei, daß mein Antrag ſich nicht außer: 

halb der Wege hält, welche der Hr. Juſtizminiſter eimuſchlagen ſich bemüht 

dat; ich glaube mit demſelben nur den Intentionen des Hrn. Miniſters zu 
entſprechen. Das aber halte ich für nöthig, weil ich der Meinung bin, daß 
der Juſtizminiſter den von den verſchiedenſten Seiten an ihn herantretenden An⸗ 
ſprüchen gegenüber ſich in einer Lage befindet, die wirklich nicht anders gelöst 
werden kann, als nach einem allgemeinen Schematismus. Es iſt bekannt, 
daß in dieſer Beziehung gewiſſe Bevölkerungszahlen, gewiſſe Ziffern von 

Vortragsnummern als die Norm für die Verwaltung aufgeſtellt worden. 

Ich glaube nicht einen Widerſpruch von der Miniſterbank zu erfahren, wenn, 

ich ſage, daß auch dieſe Verhältnißzablen es geweſen find, welche dazu ge⸗ 

führt haben, für das Stadtgericht nur diejenige Verſtärkung zu fordern, die 
im Etat enthalten iſt. Nun glaube ich aber, daß bei Vertheilung der zu 
Gebote ſtehenden Beamtenkräfte nicht allein dieſe formalen Rückſichten in 
Betracht zu ziehen find. Die wirthſchaftlichen Verhältniſſe haben ſich im 
letzten Jahrzehnt völlig umgeftaltet; die Juſtizorganiſation iſt aber weſentlich 
auf derjenigen Baſis ſteben geblieben, die die Geſetzgebung von 1849 ihr 
gegeben hat, und dadurch ſind Zuſtände entſtanden, die in manchen Fällen 
eradezu ſich zu einer öffentlichen Calamität geſtaltet haben. Beſonders 

0 ſchroff tritt dies bei dem biefigen königlichen Stadtgericht hervor. | 

Nun hat der Juſtizmiſter ſa ſchon angedeutet: ultra posse nemo obli- 
gatur, aber dieſer Saß verliert in Bezug auf die Rechtspflege ſeine Beweis: 
kraft, wenn der Herr Miniſter nicht im Stande iſt, die Wahrheit dieſer 
Worte dem Richterperſonal gegenüber zur Anwendung zu bringen. Man 
kann doch unmöglich dem prozeßluſtigen Publikum jagen, es möge nicht 
klagen, weil zu viel Arbeit vorliege, ſondern, wenn ſich dieſelbe bäuft, ſo 
muß ſie zur Vertheilung gebracht werden, und es tritt ein Zuſtand ein, der 
den Beamten auf's Höhfte auſtrengt, dem Publikum aber gegenüber wie 
e ausſieht. Ich kann wohl ſagen, daß der Richterſtand 
einem anderen Beamtenſtande in Preußen an Pflichttreue nachſteht; aber 
was foll der Richter machen, wenn die Arbeit über das posse geht, und das 
3 drängt und feinem Unwillen in perſönlichen Klagen Luft macht. 

enn der Richter einer völligen Erſchöpfung der Kräfte gegenüberſteht, und 
wenn er ſich ſagen muß, daß er die Arbeit trotz ſeiner größten Pflichitreue 
nicht bewältigen kann, jo tritt dadurch eine Störung der Geſchäſte ein, die 
weder für die Beamten noch das Publikum erträglich ift. Wenn die Anfor- 
derungen andererſeits das natürliche Maß der Kräfte der Beamten über⸗ 
ſteigen, fo nöthigt man fie, zu Auskunſtsmitteln zu greifen, die wiederum 
in der Sache ſelbſt nicht begründete Erſchwerniſſe der Geſchäfte berbeiführen. 
Kommen dann ſolche Mißſtände im Beſchwerdewege zur Kenntniß der Juſtiz⸗ 
Verwaltung, fo ift dieſe nicht in der Lage, ſich durch die Ueberlaſtung der Be⸗ 
amten zu decken. Es ift dringend deshalb nothwendig, daß die Juſtizver⸗ 
waltung ſolchen Beſchwerden, wie ſie hier in Berlin beſtehen, mit außer⸗ 
ordentlichen Mitteln zu Hilfe komme. Die Beamten des Berliner Stadt⸗ 
Gerichts arbeiten mit einigen Ausnahmen faſt buchſtäblich bis zur völligen 


Erſchöpfung. (Ruf: Oho!) Ja, meine Herren, im vorigen Jahre bat die W 


Regierung in den Motiven ihrer Budgetvorlage ſelbſt ausgeſprochen, es ſeien 
fur 36 richterliche Hilfsſtellen beim Stadtgericht die Kräfte nöthig, um die 
Geſchäfte zu bewälligen. 5 
Trotzdem forderte ſie nur 18 und behielt ſich vor, was fie übrigens nicht 
gelben bat, das Überſchießende Bedürfniß durch den Diätenfonds zu gewäbsen, 
un hat die Geſchäftsüberſicht des Jahres 1875 ein derartiges Anwachſen 
der Geſchäfte gegen das Jahr 1874 erwieſen, daß der Juſtizminiſter gewiß 


glg Rirhenbermägen fe Allah. dapurs erfäredt worben if. Die Stirn 
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n el — 
pri werden kann. Ich hoffe 


hervorbringen wird. Aus dieſem Grunde empfiehlt es f gan Pian nicht, 
e 


= 


ertönen wie von hier, fo liegt dies wohl an der 2 Entfernung, die 


rufe ausſtoßen. Daß die richterlichen Geſchäfte ſich in ganz anormaler Weiſe 
geſteigert haben, iſt unzweifelhaft. Es hangt das zuſammen mit unſeren 
er un We und induſtriellen Verhältniſſen. Mit jeder Geſchäfts⸗ 
tille vermehren ſich die Proceſſe und Unterſuchungen. Unſere Gerichte wer: 
den dieſe Verhältniſſe überſtehen, wie fie. während der Nothſtandsjahre in 
Oſtpreußen von den dortigen Gerichten auch überſtanden worden ſind. Solche 
Zeiten bilden aber keinen Maßſtab für die Normirung der etatsmäßigen 
Stellen; man muß ihnen gerecht werden durch die Zuordnung von Aſſeſſoren. 
Dieſe iſt im vollſten Maße erfolgt. Es wird jetzt kein Aſſeſſor anders als 
gegen Diäten beschäftigt. Die Juſtizverwallung hat natürlich zunächſt die 
Verpflichtung, die Gerichts⸗Commiſſtonen zu beſetzen, weil in den Sprengeln 
derſelben ſonſt ein vollſtändiges justitium eintreten würde. Demnächſt find 
die Aſſeſſoren nach dem Bedürfniſſe vertheilt worden. Mehr als die 24 
Aſſeſſoren, welche beim Staptgericht arbeiten, ſtanden uns nicht zur Dis⸗ 
pojition. Daß trotz dieſer Hilfe die Termine ſehr weit hinausgerückt werden 
müſſen, ift ein Uebelſtand, der ertragen werden muß. Hoffentlich wird er 
nicht mehr lange dauern. 

Vicepraſident Dr. Haenel iſt der Meinung, daß der Antrag Schroeder, 
weil eine e e in ſich ſchließend, zunächſt an die Budgetcommiſſion 
gehen müſſe. Da der Antragiteller anderer Meinung iſt, jo beantragt Abg. 
Köhler (Gottingen) über den Antrag zur Tagesordnung überzugehen. Nach⸗ 
dem Abgeordneter Ottow den Antrag auf Tagesordnung befürwortet, und 
der a dem Abg. Schroeder 9 ſeinen Autrag, 
der ja in Folge der Zuſage des Regierungscommiſſars ſeinen Zweck erfüllt 
babe, fallen zu laſſen, zieht Abg. Schroeder denſelben zurück, da er mit 
der beredten Interpretation, welche feine Wünſche gefunden, zufrieden iſt. 

Die Titel 1—5 werden bewilligt. 

Die nächſtfolgenden Titel enthalten die Etats der übrigen Untergerichte. 
Zu dem erſten derſelben ſpricht Abg. Pilaski den Wunſch nach einer Um⸗ 
wandlung des Kreisgerichts zu 255 in ein Stadtgericht aus. Geheimrath 
Rindfleiſch erwidert jedoch, daß keine Ausſicht dazu vorhanden jei. 

Abg. Windthorſt (Bielefeld): Unſere Gerichtsorganiſation beruht auf 
dem Geſetz, bekanntlich auf der Verordnung vom 2. Januar 1849, Wenn 
nun auch keine Zweifel beiteben, daß die Aenderung principieller Theile der 
Organiſation, wie eine Verſchiebung des Verhältniſſes der Inſtanzen zu eins 
ander, nur durch Geſetz erfolgen kann, ſo iſt es andererſeits Praxis geweſen, 
die Aenderung von Gerichisſprengeln einfach im Wege der Etatsberathungen 
zu genehmigen. Im vergangenen Jahre hat der Juſtizminiſter die Kreis⸗ 
gerichte zu Ahaus, Borken und Lüdenſcheid aufgehoben. So ſehr mir dieſe 
Handlung ſachlich berechtigt erſcheint, ſo zweifelhaft bin ich über ihre formelle 
Berechtigung. Ich halte deshalb dafür, zur Wahrung des Rechtsſtandpunktes 
des Hauſes ausorücklich zu erklären, daß wir mit dieſer Aufhebung einver⸗ 
ſtanden find. Ich habe daher hiermit den formellen Antrag, der Aufhe⸗ 
bung der Kreis gerichte zu Ahaus, Borken und Lüdenſcheid die 
Genehmigung zu ertheilen. 5 

Juſtizminiſter Dr. Leonhardt: Ich habe keinen Zweifel darüber, daß 
der Jußuminiſter berechtigt iſt, Kreisgerichte aufzuheben vorbehaltlich der 
Genehmigung des Hauſes, ſo weit der Etat dadurch geändert wird. Die 
Behörden⸗Organiſation iſt ein Recht der Krone, welches nur eine Ausnahme 
erleidet, wo beſtehende Behörden auf Grund von Geſetzen errichtet ſind, wie 
dies z. B. mit unſeren Appellationsgerichten der Fall iſt. Für die Kreis: 
Gerichte beſtehen derartige geſetzliche Vorſchriften nicht und halte ich daher 
mein Vorgehen für durchaus correct. . L 

Abg. Dr. Lasker: Ich wünſchte nicht, daß ein jo eminent wichtiger 
ee wie ihn der Abg. Windthorſt eben angeregt hat, mit einer 
bloßen Beſprechung im Plenum erledigt würde. Dieſe Frage war in früheren 
Jahren ein Streitgegenitand zwiſchen der liberalen und der conſervativen 
Partei. Die letztere wollte die Organiſationen einfach im Budget beſchließen, 
die erſtere wünſchte ſie überall auf das Geſetz zu ſtellen. Jetzt haben freilich 
die Conſervativen eingeſehen, daß gerade die Feſtſtellung durch das Beleg 
ihren Intereſſen ensipricht, weil die bloße Bewilligung durch den Etat dem 
Herrenhauſe, das dieſen nur unverändert annehmen oder im Ganzen ab⸗ 
lehnen kann, jeden Einfluß auf Organiſationsfragen entziehen müßte. Da 
nun das Gefeg den Richter gegen eine unfreiwillige Entfernung aus der von 
ihm bekleideten Stelle ſchützt, ſo wäre es zum mindeſten eine bedauerliche 
Lucke in demſelben, wenn eine Verfügung des Minifters, durch welche das 
Gericht jelbit aufgehoben wird, dieſen Schutz illuſoriſch machen lönnte. 

Es wäre ferner eine Einſeitigkeit, dem Juſtizminiſter das Recht zu⸗ 
zuerkennen, Gerichte aufzuheben, während es zweifellos ihm nicht freiſteht, 
neue einzuführen, da wir zuvor die Mittel im Etat bewilligen müjlen. Ich 
beantrage daher, den Antrag Windthorſt der Juſtizeommiſſion zu üderweiſen, 
indem ich erwarte, daß ſie ſowohl den jetzigen auf der Verordnung vom 
2. Januar 1849 beruhenden Zuſtand eingehend prüfen, als auch ein Gut⸗ 
achten darüber abgeben wird, wie eine etwa im Geſetze vorpandene Lücke aus⸗ 
zwiühnen wäre. Es iſt das um ſo wichtiger, als die Reichstags⸗Juſtizcom⸗ 
million es abgelehnt hat, in dem Gerichtsorganiſationsgeſetz Beſtimmungen 
hierüber zu erlaſſen, weil dieſelben beſſer der Vereinbarung zwiſchen Landes⸗ 
regierung und Landesvertretung überlaſſen bleiben müſſen. Wir werden alſo 
hier jedenfalls ein Ausführungsgefes zu dem Gerichigorganiſationsgeſetz zu 
erwarten und dabei auf dieſe Frage zurüchufommen haben. Die betreffen⸗ 
den Poſitionen will ich heute nur vorbehaltlich unſeres auf den Bericht der 
Juſtizcommiſſion zu faſſenden Beſchluſſes bewilligen. a 

Juſtizmmiſter Dr. Leonhardt: Ich habe gegen die Ueberweiſung an die 
Juſtizcommiſſion nichts einzuwenden, da wir uns über die Frage, wenn fie 
auch zur Zeit nur eine geringe Bedeutung haben mag, jedenfalls im Intereſſe 
der Ausführung der künftigen Gerichtsverfaſſung zu berſtändigen haben. Ich 
möchte die Juſtizcommiſſton indeſſen darauf aufmerkſam machen, daß bereits 
ein Präjudi vorliegt. Durch Minifterialverfügung vom 21. Auguſt 1861 iſt 
nämlich das Kreisgericht zu Halle in Weſifalen aufgehoben worden, ohne daß 
man in der Etatsberathung davon Notiz genommen hätte. Nach dem han⸗ 
növerſchen Gerichtsverfaſſungsgeſetz geſchah die Creürung und Aufhebung 
von Gerichten durch königliche Verordnung. 

Abg. Windthorſt (Bielefeld): Wenn die Gerichtsorganiſation überhaupt 
an 25 t beruht, ſo bedarf es doch zu einer Aenderung derſelben auch 
es Geſetzes. 

Juſtizminiſter Dr. Leonhardt: Gewiß — ſoweit fie auf dem Geſetze 
beruht. Die Kreisgerichte find indeſſen nicht durch Geſeßz feſtgeſtellt worden. 

Zu Titel 8 (Gehälter der Staatsanwälte 638,400 Mark) ergreift das 


ort. 
Abg. v. Schorlemer⸗Alſt; Der Herr Juſtizminiſter hat vorbin erklärt, 
daß er auf Beſchwerden nicht antworten könne, wenn ſie erſt hier zu ſeiner 
Kenntniß gebracht werden. Ich bin jetzt in der glücklichen Lage, eine Be⸗ 
—.— vorzubringen, welche bereits drei Monaie alt iſt, und über welche 
ich zu inſormiren, dem Herrn Juſtizminiſter bereits anderweitig Gelegenheit 
egeben iſt. Sie betrifft Aeußerungen in dem Plaidoyer des Staatsanwalts 
reßler in Poſen in einer Berichtsverhandlung vom 7. October 1875. (Red⸗ 
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en iſſ iſtigen Rapport mit ihren Vorgeſetzten b 
eicht durch einen gewiſſen geiſtigen Rapport mit ihren Vorge es 
kaunt geworden find. Der Abg. v Piegotereti bat die Sache — Reichstage 
berührt, ſie iſt wohl auch durch die Preſſe und namentlich durch die „Poſener 
Zeitung“ zur Kenntniß der Regierung gekommen, wenn dieſelbe in ibrer 
journaliſtiſchen Lectüre nicht eben jo beschränkt ift, wie die Kurgaſte in Schlan⸗ 
enbad (Heiterkeit) Ich bitte alſo den Herrn Juſtizminiſter, ſich über dieſen 
all auszulaſſen, eventuell Remedur zu ſchaffen. 

Juſtizminiſter Dr. Leonhardt: Ich bedauere, dem Herrn Vorredner 
nicht dienen zu können, eine amtliche Information iſt mir nicht zugegangen. 
Privatim iſt mir mitgetheilt worden, daß wenn der Staatsanwalt eine ſolche 
Aeußerung gethan habe, dieſelbe der „Germania“ entnommen ſei, welche 
eine gleichlautende über die Proteſtanten gemacht babe. 

Abg. v. Schorlemer⸗Alſt kann das Bedauern des Juſtizminiſters nur 
zen er er über ſolche Handlungen eines feiner Beamten keine Auskunft 

ebe 
1 Die Poſition wird bewilligt. 

Bei Tit. 9 (Gehälter für Subalternbeamten bei Gerichten 8,430,385 Mk.) 
befürwortet der Referent der Budgetcommiſſion Abg. Stat den Antrag der 
Commiſſion, über die Petitionen der Suballernbeamten der Kreisgerichte zu 
zu und Wollſtein wegen Gepaltserhöhung zur Tagesordnung 

erzugehen. 

Daſſelbe beantragt Referent Oſterrath Namens der Budgetcommiſſion 
in Bezug auf die Petition des Kreisgerichts ⸗Secretärs Kerſten in Pleſchen 
weg N it dem Abg. d. Kaxborff nich 

g. Kallenbach kann mi . Kardorff nicht übereinſtimmen, 
daß man derartige Petitionen überhaupt nicht berückſichtigen dürfe, fel die 
a 1 ren geregelt e, ſondern man 
müſſe die Uebelſtände zu heilen ſuchen. Bei der aebinen Theuerung der 
Lebensmittel können die Juſtizſubalternbeamten nicht mit ihren Gehältern 
auskommen, ſondern befinden ſich in drückender Sorge. Es it ungerecht, die 
oft viel jüngeren Regierungsſecretäre und Secretäre bei Appellationsgerihten 
5 zu heſolden, als die Kreisgerichtsſecretäre, lediglich weil die erſteren 

ei einer Dari ialbebörde beſchäftigt ſind, letzteie aber nur bei einer Kreis⸗ 
behörde. Das iſt eine Ueberſpannung der bureaukratiſchen Idee. 

Abg. v. Benda bezeugt, daß aus allen Verwaltungszweigen zahlreiche 
Petitionen von Subalternbeamten aus denſelben Motiven dei der Budgel⸗ 
Commiſſion eingegangen ſeien. Wie in früheren Jahren, jo auch in dieſem 
I die Budget⸗Commiſſion nicht in der Lage geweſen, mit erheblichen Ge⸗ 


aliserhögungen vorzugehen, wenn man auch iſolirte Correcturen vornehmen 
önne. Im Allgemeinen könne er dem Vorredner nicht zuſtimmen und befürs 
worte daher den Commiſſionsantrag, um nicht eine Ermunterung zur Eins 
zeichen noch zahlreicherer ähnlicher Petitionen zu geben. 

„Nach Ablehnung eines Antrages auf Schluß der Discuſſion erklärt Abg. 
Windthorſt (Meppen), daß er gegen den a 
Benda nichts . babe, ‚wenn die Grenzen der vorzunehmenden 
Correctuten nicht zu agi gen. würden. Nach den ihm zugegangenen 
Petitionen ſchienen ihm die Gehaltsverhältniſſe der Subalternbeamten einer 
Reviſion zu bedürfen, um Unebenheiten zu vermeiden. Er bedauert, daß die 
Finanzlage eine durchgehende Aufbeſſerung der Gehälter nicht geſtattet. 

Abg. v. Kardorff bezweifelt, daß bei einer fo complicirten Verwaltung, 
wie die preußiſche, und bei fo verſchiedenen Beamten⸗Kategorien mit ver⸗ 
ſchiedener Beihäftigung ſich jemals die dom Vorredner gerügten Uneben⸗ 
beiten bollitändig würden beſeitigen laſſen. 

Abg. Oſterrath conſtatirt, daß die Gehaltzerhöhungen nach dem Ver⸗ 
hältniß der Gehälter eingetreten ſeien und daß bei Unebenheiten nicht die 
0 ere ſondern die Gehaltsſtellung im Ganzen revidirt werden 
müßten. 

Damit wird die Discuffion geſchloſſen, die Anträge der Commiſſion an⸗ 
genommen und die Poſition bewilligt. 

Zu Tit. 11 des Capitels 79 (Beſoldungen für die Gefängniß⸗ 
Beamten) beantragt Abg. Eberty, die Beſoldung des einen von den 
drei Geiſtlichen bei dem Straf⸗Geſängniß zu Berlin im Betrage von 3000 
Mark zu ſtreichen. > 

Der Antragſteller weiſt zur Begründung feines Antrages darauf bin, daß 
das en gan zwar für 300 Gefangene berechnet, mit einer ſe großen 
Zahl von Gefangenen jedoch thatſachlich noch gar nicht beſezt fei. Bis dies 
geſchehen, ſei die Zahl von zwei Geiſtlichen für das vorhandene Bepürfnif 
vollkommen ausreichend. 5 

Reg.⸗Commiſſar Starke bittet, den Antrag abzulehnen, da der Vorredner 
durchaus den Beweis nicht erbracht habe, daß die Anſtellung des dritten 
Geistlichen über dat vorhandene Bedürfniß hinausgehe. Außer der Seel⸗ 
ſorge falle den Geistlichen auch noch eine Zahl von Trauungen und Taufen 
u, weil zu ihrer Gemeinde außer den Gefangenen auch noch mehr als 100 
Beamte gehören. 

Aba. Eberty bemerkt, daß in anderen Staaten die Zahl der Geiftlichen 
im Verhältniß zu der Zahl der Gefangenen eine viel geringere ſei, als 
hier vorgeſchlagen werde, und da die Natur der Diebe, Gründer und Mörder 
überall diejelbe ſei, fo ſcheine der Antrag durchaus begründet. Die Seel⸗ 
ſorge für die vorhandenen Gefangenen wolle er nicht beſchränken, die For⸗ 
Sale aber 05 we Si 3 0 für bloße Geſpenſter, 

eelſorger anzuſtellen (Heiterkeit), gehe doch zu weit. 5 

Reg.⸗Commiſſar Starke erwidert, daß das Zellengefängniß für 300 Ge⸗ 
fangene eingerichtet und zu deren Aufnahme bereit fer, von „Geſpenſtern“ 
könne alſo nicht die Rede ſein. (Heiterkeit.) 

Der Antrag Eberty wird hierauf abgelehnt. f 

Bei dem Titel der perſönlichen Ausgaben für die Gerichte erſter Inſtanz 
wünſcht Abg. Schlüter einen Zuſchuß von 200 Thlr. für die Abthellungs⸗ 
Dirigenten an den Kreisgerichten. 

Juſtizminiſter Dr. Leonhardt erffärt, daß der Wunſch für den nächſten 
Etat Berücksichtigung finden werde. 

Sämmiliche folgende Poſitionen des Juflizetats werden ohne Discuſſion 
unverändert genehmigt. 

Hiermit vertagt ſich das Haus um 3% Ude bis Dinstag 11 Uhr. (Etat 
des landwirthſchaftlichen Miniſteriums und des Miniſteriums des Innern.) 

In der Auleanden Sitzung äußerte der Abg. Richter] im jeiner 
Replik auf die Ausführungen des Miniers Grafen zu Eulenburg über das 
Verhältniß der Regierung zur offiidfen Preſſe: „Daß die großen, ſogenann⸗ 
ten Weltblätter für ihre Beziehungen zur Regierung nicht mit Geld, 
ſondern mit Nachrichten bezahlt werden, glaube ich gern.“ Die ge⸗ 
Nane gg fehlten in unſerem geſtrigen Bericht und tragen wir dieſelben 
iermit nach. a 


Berlin, 19. Februar. [Amtliches.] Se. Majeftät der König hat dem 
Cataſter⸗Controleur a. D., Steuer-Inſpector Dheil zu Schweppenbaufen im 
Kreiſe Kreuznach den Rothen Adler Orden vierter Klaſſe; dem Chauſſee⸗Auf⸗ 
ſeher a. D. Heß zu Oldenſtedt im Kreiſe Wolmirſtedt das Kreuz der In⸗ 
haber des Königlichen Haus⸗Ordens von Hohenzollern verliehen. 

Dem Kaufmann Jacob Stiebel 
Deutſchen Reichs daß Exequatur als Conſul der orientaliihen Republik del 
Uruguay daſelbſt ertheilt worden. 

Der bisherige Präparanden⸗Lehrer Karl Hermann Steinert zu Colmar 
iſt zum Kaiſerlichen Kreis⸗Schul⸗Inſpector in Elſaß⸗Lolhringen mit Anweiſung 
ſeines Wohnſizes in Colmar ernannt worden. 
Se. Ma. der König hat den Appellationsgerichts⸗Vicepräſidenten Donalies 
zu Ratibor in gleicher Amtseigenſchaft an das Appellationsgericht in Breslau 
verfept, und auf den Vorſchlag des Magiſtrats zu Gützkow, Regierungsbezirk 
Stralſund, den commiſſariſchen Amtsvorſteder Eduard Miau in Zingſt zum 
We der Stadt Gügkow ernannt. 
eim Oymnaſium in Münſter iſt der ordentliche Lehrer Dr. Hülſen⸗ 
bed zum Oberlehrer befördert worden. — Der bisherige igl. Landbaumeiſter 
Rudolf Friedrich Mendthal in Königsberg i. Pr. tft zum Königl. Schloß* 
Bau. Inſpector ernannt und ihm die ſeuher commiſſariſch verwaltete Schloß 
Bau⸗Jaſpectorſtelle daſeldſt definitiv verlieden worden. 
Dem Kreisgerichts⸗Raſh Trautwein in Breslau iſt die nachgeſuchte 
Dienſtentlaſſung erteilt. — Der Kreisgerichts⸗Rath Schmidt in Poſen ift 
eſtorben. — Der Amtsrichter Imwalle in Bremervörde ift zum Obergerichts⸗ 
ſſeſſor ernannt und mit Wahrnehmung der Functionen eines Subſtituten 
des Kronanwalis bei dem Obergericht in Celle beauftragt. — Der Amts- 
tihter Lindenberg in Fürſtenau iſt zum Obergerichts⸗Aſſeſſor bei dem 
Obergericht in Hannover ernannt. — Za Kreis richtern find ernannt: der 
Gerichts⸗Aſſeſſor Czirn von Terpitz bei dem 9 Gars in Frankfurt 
a. O., mit der Function als Gerichts⸗Commiſſar in Fürſtenwalde, der Ge. 
kichts Aſſeſſer Maiſan bei dem Kreisgeriht in Namitih, mit der Funkien 
bei der Gerichts⸗Deputation in Goſtyn, der Gerichts⸗Aſſeſſor Schnabel r 
dem Kreisgericht in Ses mit der Function als Gerichts⸗Commiſſa 
eſſo 
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Beide Kalſerlichen Maleſtäten erſchienen geftern auf dem Balle des 
Kriege -Minifterd. eichsanz.) 

[Der Reichskanzler Fürſt Bismarck] hat an den Herrn 
Oberbürgermeiſter Dr. Becker in Köln auf den Bericht über die jüngft 
mit der Kaiſerglocke vorgenommene Läutprobe telegraphirt: „Im Zu: 
ſammenklange der Kaiſerglocke mit den übrigen ſehe ich eine vorbild⸗ 
liche politiſche Verheißung. v. B.“ 

Ber Ernennung des Grafen Stolberg: Wernigerode] 
zum Botſchafter in Wien macht hier überall einen ſehr günſtigen Ein⸗ 
druck. Sie iſt das Werk des Fürſien Bismarck. Man hatte ur: 
ſprünglich die Abſicht, dem General v. Schweinitz wieder, einen hohen 
Militär zum Nachfolger zu geben und lange ſchwankte die Wahl hin 
und ber, da trat der Reichskanzler mit feinem Vorſchlage heraus, für 
den er auch den Grafen Stolberg zu gewinnen wußte. Die Con⸗ 
ferenzen des Kanzlers mit dem Kaiſer in der letzten Woche galten zu: 
meiſt dieſer Angelegenheit. Man glaubt, daß die foriale Stellung des 
Grafen feine ganze Art des Auftretens und fein gewandtes und fehr 
gewinnendes Weſen ſchnell erſetzen werden, was ihm an diplomatiſcher 
Fähigteit und Erfahrung abgeht. Windthorſt (Meppen) nannte die 
„Reichspartei“ im Reichstage einmal „die Botſchafter⸗Fraction“. Drei 
Botſchaftspoſten, die zu Paris, London und nun jener zu Wien, ſind 
durch Mitglieder dieſer Fraction beſetzt. Das Herrenhaus wird ſich 
alſo einen neuen Präfidenten wählen müſſen. Intereſſant iſt übri⸗ 
gens, daß Graf Stolberg die mit fürſtlicher Pracht ausgeſtattete Prä⸗ 
ſidialwohnung im Herrenhauſe nie bezogen, ſondern davon nur. zeit: 
weiſe einige Zimmer benutzt hat. Man ſagt, feine Gemahlin konnte 
es nicht über ſich gewinnen, in eine Dienſtwohnung zu ziehen. In 
Wien wird doch wohl nichts Anderes übrig bleiben. 

Poſen, 18. Februar. [Die Provinz und die Wege 
ordnung.] Unſere moderne Galoppgeſetzgebung ſteht wieder einmal 
im Begriff, der armen Provinz Poſen einen Schlag zu verſetzen, an 
deſſen Folgen ſie ſchwer zu leiden haben dürfte. Die durch Ober⸗ 
tribunalsentſcheidung anerkannte, durch das Allgemeine Landrecht ($ 15. 
Tit. II. 2. Theil des Allg. L.⸗R.) gewährleiſtete Pflicht des Staates, 
die fiscaliſchen nicht chauſſtrten Wege der Provinz Poſen zu unterhal⸗ 
ten, ſoll ohne Entſchädigung beſeitigt werden. Mit einem Federſtrich 
will der Staat mit der linken Hand der Provinz nehmen, was er ihr 
ſpärlich genug mit der rechten Hand als Dotation gegeben. Auf den 
Schutz des Herrn Handels miniſters hat die Provinz nicht zu rechnen, 
denn wenn wir auch annehmen, daß Se. Excellenz als Menſch und 
Staatsmann an der Entwickelung Poſens innerlich Antheil nimmt, 
obwohl er die Provinz mit ſeiner Anweſenheit noch nicht dienſtlich be⸗ 
ehrt bat, der Juriſt Dr. Achenbach hat mit dürren Worten erklärt, 
daß ſich mit Annahme der Wegeordnung die Landesgeſetze einfach än⸗ 
dern. An die Stelle des Allgemeinen Landrechts tritt die neue Wege⸗ 
ordnung und damit entſchwindet die bisherige Verpflichtung des Staates. 
„Ich will zwar nichi beſtreiten“, meint der Herr Miniſter, „daß dies 
unter Umſtänden Unbequemlichkeiten und Nachtheile für einzelne Landes⸗ 
theile herbeiführen kann“, aber — mag man denken — es trifft ja 
nur zwei Provinzen: Sachſen iſt reich genug, um die kleine Operation 
zu ertragen und Poſen hat ſoviel Schulden, daß es auf 100,000 Mark 
mehr oder weniger nicht ankommt. — Die Provinz Poſen und ihre 
Vertteter haben oft genug erklärt, daß Poſen nicht mit einem Extra⸗ 
maße gemeſſen werden will; — mit ſchwerem Herzen trägt die Pro⸗ 
vinz die Ausnahmezuſtände, welche von der Regierung als polltiſche 
Nothwendigkeit erachtet werden und leider auch noch eine ſolche für 
einzelne Kreiſe ſein mögen. Die bisherige Verpflichtung des Staates 
liegt klar und offen da und es iſt nicht mehr als billig, daß dieſelbe 


nicht zur Bereicherung anderer Provinzen einfach durch ein Geſetz ge: 


frrichen, ſondern abgelöſt wird. Die Provinz erwartet dieſe Ablöſung 
nicht als ein Almoſen, ſondern als ihr Recht. Sie erwartet ſie um 
ſo zuverſichtlicher, als ſie leider ſich nicht in der Lage befindet, Geſchenke 
machen und auf Millionen großmüthig verzichten zu können. — Der 
Regierungsbezirk Poſen beſitzt 407 ſiscaliſche, nicht chauſſirte Wege mit 
634 Meilen Länge und 58,116 Mark Staats⸗Unterhaltungekoſten; der 
Regierungsbezirk Bromberg 73 Wege mit 115 Meilen und 64,776 
Mark Koſten; der Staatszuſchuß beträgt alſo ſür den Wegebau 122,892 
Mark, die Zinſen eines Kapitals von nahezu 2 ½ Millionen Mark. 
Der Mangel einer Entſchädigung würde alſo die Provinz vollſtändig um 
die Dotation bringen. Und dies Opfer zu verlangen ſteht man im Be⸗ 
griff in einer Zeit, wo die Provinz ſeufzt unter Creditloſigkeit und 
Arbeitsnoth, unter geſchäftlichem Druck und unter einer ſchweren 
handelspolitiſchen Abſperrung von ſeinem öſtlichen Nachbarlande. — 
uf der Provinz laſtet mehr wie anderwärts der allgemeine Noth⸗ 
Hand, denn die nattonalen Gegenſätze haben ſich naturgemäß gemehrt 
und die religlöſen Hetzereien haben wahrlich nicht zur Hebung des 
ertrauens beigetragen. Die karge Natur hat der Provinz fie: 
un die reichen Schätze verſagt, auf denen die Großinduſtrie 
— Ar der Staat ift ſtiefmütterlich bedacht, dieſen Nachthell nicht 
nachdem bi. g. Vergebenz ruft die Provinz nach mehr Volksſchulen, 
von 16% Be der völlig Bildungslofen bis auf die enorme Ziffer 
Ener Forſt⸗ ober vergebens nach einer Gewerbe⸗ oder Kunſtſchule, 
Univerftät. Bra landwirthſchaftlichen Akademie oder gar nach einer 
4 Sec. ich die Provinz tröſte daß ſie nächſtens die ſtärkſte 
Feſtung des Reiches be 3 — 
change, Feist, — Was den Wegebau anlangt, ſo hat die 
Provinz mit Rieſenanſtren 4 
* gungen das Moöͤglichſte gethan. Die Kreiſe 
Eiſenbahnen en . 
haben für d 14 Opfer gebracht, der Privat⸗Chauſſeebau 
war bedentend und ca. 14 Millonen Mark, ohne die Schulden von 
Pofen und Bromberg mitzurechnen, ſind für Verkehrszwecke in den 
beiden Regierungsbezitken verwendet worden. Allmälig ſind die Kreis⸗ 
Communalbeiträge die höhften in der ganzen Monarchie geworden 
(oro Kopf Sigmaringen 1 Pl., Heſſen 2, Rheinland 8, Weſtfalen 36, 
in Poſen über 200 Pfennige). Videant consules — denn 
auch die Steuerkraft hat ihre Grenze. — Die Abgeordneten Witt⸗ 
Bogdanowo und Magdzinski haben zur rechten Zeit das Wort er 
griſſen und ihnen gebührt ein öffentlicher Dank. Ob es ihnen gelin- 
gen wird, die Commiſſion von 28 Mitgliedern, der voläufig das 
Schickſal der Wegeordnung anvertraut iſt, zu überzeugen, ob das hohe 
Haus der Provinz freundlich geſinnt fein wird, wer wollte dies Heute 
in der an parlamentariſchen Wechſelfällen reichen Zeit beantworten? 
Aber an die Provinz tritt die Frage heran, ob es nicht an der Zeit 


1 Ane bolikä, rg? 
a alitäten [boten 2 J 


f 9 e j N f 41 | 2 | = N Pf, fur der 
cordnelen in einer wir thſchaftichen Frage. Möge) (Rote ans der äftabin;) 
Provinz ein gutes Omen fein! Die Preſſe ruft — mögen unterm 19. A sig 


die provinziellen Organe und die landwirthſchaftlichen Vereine das ud die 8 
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Journal“ meldet, Mi Sr. K. K. Hohelt dem Rronptimen: des Deut: org 2 Waſſer in den e 


worden. 
Dresden, 19. Febr. [Der Eisgang der Elbe] iſt ſelt geſtern 
Abend in vollem Zuge, derſelbe geht normal von Statten. 


Nach 
den neueſten Meldungen wird ein weiteres Steigen des Waſſers bis 
auf 9 Ellen über Null erwartet. Geſtern Abend hat die Hochfluth 
die Riſaer Eiſenbahnbrücke zerſtört. f 

Frankfurt a. M. 
iſt während der Nacht ungefähr 4 Meter geſtiegen. Die niedrig ge: 
legen Gaſſen ſind überſchwemmt. 

| Defterreid. 

Wien, 19. Februar. [In der heutigen Sitzung des Abge⸗ 
ordnetenhauſes!] brachte der Finanzminiſter den Geſetzentwurf be⸗ 
treffend die von den Actiengeſellſchaften und Creditvereinen zu leiſten⸗ 
den Beiträge zum Winer Börjenfonds (Cotirungsſleuer) ein. 

[Das Waſſerj iſt hier im Fallen begriffen. Aus den Gegenden 
der oberen Donau wird ebenfalls ein Sinken des Waſſers ſignaliſtrt. 
Der hieſige Donaucanal iſt eisfrei. 

Wien, 19. Februar. [Ueberſchwemmung.] Das Waſſer im 
Donaucanale trat geſtern Nachmittag 1 Uhr aus. Um 2 Uhr Nach⸗ 
mittags war die Roſſauerlände und ein Theil der oberen Donauſtraße 
bereits unter Waſſer. Im neuen Donaubette im Prater iſt um 
2 Uhr eine Steigung des Waſſers eingetreten; der ſtetig zunehmende 
Strom trat aus ſeinen Ufern und das Waſſer reichte bald bei der 
Reichsbrücke bis zur Straße. Die Gefahr wurde von Minute zu 
Minute größer und erreichte bald den hoͤchſten Scheidepunkt. Sämmt⸗ 
liche Magazine am Prater-Ouat waren in kurzer Zeit unter Waſſer 
geſetzt. Der Schutzdamm beider Stadlauer Brücke wurde von der Kraft der 
anſtürmenden Eis⸗ und Waſſermaſſen durchgeriſſen, hiedurch entſtand 
für die Freudenau die größte Gefahr, um ſo mehr, als der Stoß am 
dortigen Spitz ſich verlegte und eine furchtbare Steigung des Waſſers 
eintrat. Die Baraken am linken Ufer des neuen Bettes nächſt der 
Reichsbrücke wurden zum größten Theile von den Wellen fortgeriſſen. 

Troſtloſe Meldungen treffen aus dem Prater ein. Am Landungs⸗ 
platze, gegenüber der Weltausſtellung, ſteigt das Waſſer fortwährend 
und erreichte um 7 Uhr eine Höhe von beiläufig 5,05 Meter. Der 
Landungsplatz ſelbſt ſtand 1,24 Meter unter Waſſer. Die Weltaus⸗ 
ſtellung iſt bis zu den Arkaden bei der Rotunde überſchwemmt. 
Das Südportal ſteht ganz unter Waſſer. 

Um 7 Uhr Abends ſtand der größte Theil des Praters unter 
Waſſer. Daſſelbe hat die Militär⸗Schwimmſchule ganz umgeben, ohne 
daß die Wache geholt werden konnte, dieſelbe wurde erſt nach 10 Uhr 
Abends gerettet. Um Mitternacht war das Waſſer noch immer im 
Steigen, die Gefahr für die Leopoldſtadt iR eine ſehr große. — Auch 
der neue Central⸗Friedhof ſteht unter Waſſer und mußten die Beer⸗ 
digungen auf demſelben ſiſtirt werden. 

Wien, 19. Febr. [Der Wafferftand] iſt jetzt günſtiger und 
die Gefahr geringer geworden. Von den meiſten Nebenflüſſen der 
Donqu wird ein ſchnelles Fallen der Waſſermaſſen gemeldet. Hain⸗ 
burg tft noch überſchwemmt. Um 10 Uhr Abends ſetzten ſich die Eis⸗ 
maſſen bei der Stadelauer Brücke in Bewegung. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolff a Telegr.-Bureau.) 

Madrid, 19. Febr. Einer Mittheilung der amtlichen Zeitung 
zufolge hat ſich Eſtella heute Vormittag 8 Uhr dem General Primo 
di Rivera auf Gnade und Ungnade ergeben. 

London, 20. Febr. Wie dem „Obſerver“ aus Kairo vom geſtrigen 
Tage gemeldet wird, iſt der Generalzahlmeiſter Cave nach Alexandrien 
abgereiſt. General Stokes hat für die Regierung und Leſſeps für die 
Suez⸗Geſellſchaft ein Abkommen unterzeichnet, nach welchem die bis⸗ 
herige Zuſchlagsſteuer durch eine andere Zuſchlagsſteuer erſetzt wird, 
welche jährlich bis zu der im Jahre 1882 erfolgenden Aufhebung der 
Steuer ſtufenweis um 50 Centimes fällt. Leſſeps hat nunmehr ſeinen 
in Konſtantinopel erhobenen Proteſt zurückgezogen. Die Geſellſchaft 
wird jährlich 1 Million für die im Canal noͤthig werdenden Repara⸗ 
turen zahlen. 

Hendaye, 20. Febr. Die Regierungstruppen haben Enderloſa, 
Laſtaola und die Vera umgebenden Höhen genommen. Die Carliſten 
befinden ſich auf der Flucht. 8 


(L. Hirſch's telegraphiſches Bureau.) 

Wien, 20. Febr. Hofrath Nördling, Generalinſpector der Eiſenbahnen, 
3 des Fiasko's ſeines Eiſenbahnprogramms und ſeiner Eiſenbahn⸗ 
anirungen demiſſionirt, wurde aber vom Handelsminister Chlumetzly be⸗ 
ſtimmt, bis zur Wahl eines paſſenden Nachfolgers die Geſchäfte fortzuführen. 

Wien, 20. Febr. Die Kaſchau⸗ Oderberger Bahn hat nur den auf un⸗ 
gariſchem Gebiete gelegenen Theil des Eperies⸗Tarnower Badnnetzes erwor⸗ 
den. Zur Uen Verbaltn dieſer Fuſion, ſowie behufs definitiver Regelung 
der finanziellen Verhältniſſe der Kaſchau⸗Oderberger Bahn iſt auf den 20ſten 
vn außerordentliche Generalverſammlung einberufen worden. 
Wien, 19. Febr. Die bisherigen Offerten auf Uebernahme der neuen 
öſterreichiſchen Goldanleihe wurden dem Finanzminister, als zu wenig vor⸗ 
theilhaft, nicht berückſichtigt. Die Regierung hofft, bei franzöſiſchen Capita⸗ 
liſten einen beſſeren Cours zu erzielen. Die Unterhandlungen mit Pariſer 
Banken und Bankhäuſern werden lebhaft geführt, man glaubt, daß der mit 
dem Credit Foncier d Autriche liirten Gruppe das Geſchäft zufallen wird. 

Peſt, 19. Februar. Die ungariſche Regierung hat die beabſichtigte Er⸗ 
werbung der Theißbahn nunmehr aufgegeben, da die Actien über Pari ge⸗ 
trieben wurden. ? 

Paris, 20. Febr. Die Wahlen find bier ohne jede Störung der Ruhe 
vor ſich gegangen. In den Departements erwartet man einen bedeutenden 
Sieg der gemäßigten Republikaner. 

Paris, 20. Febr. Nach den vorliegenden Schlußziffern aus den ſämmt⸗ 
lichen Geſchäftsbranchen der Staatsbahn will das Wiener Comite nur 
30 Franes vertheilen. Das Pariſer Comite widerſpricht dieſem Vorſchlag. 
Eine Einigung dürfte auf 32% Francs vielleicht erzielt werden. 
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Berlin, 19. Febr. 5 und Grundbeſitz. Bericht 
von Heinrich Fränkel.] Trotz der unfreundlichen Witterung, welche der 


Provinzial Beitung Beſichtigung Eintrag that, zeigte der Realitäten» Verlehr der letzten Woche 
e * ene freundlichere Phyſiognomie. Voran ſteht der Verkauf von 17 Häuſern 
* Breslau, 21. Februar. [Vortrag.] Heute, Montag, den 21. Febr., des Deutſch⸗Holläandiſchen Actien⸗Bauvereins an ein Conſortium 
Abends 7 Uhr, findet in dem Muſikſaale der Univerſität der ſechste der holländiſcher Capitaliſten. 
von dem Schleſiſchen Proteſtanten Verein veranſtalteten Vorträge ſtatt, indem An den Abſchlüſſen für ſtädtiſche Grundftüde participiren die Pots⸗ 
Herr Profeſſor Lindner über „Kaiſerthum und Papſtthum im Mittelalter“ damer⸗, Wilbelm⸗, Kraufenftraße (2Hauſer), die Lützow⸗, Prinzen⸗ 
ſprechen wird. f Marien, Jolenb: und Barutherſtraße, ſowie 8 Bauten in ber 
*Der Herr für Dae öfliche Commiſſar und Stadtpfarrer Peripherie. Endlich fanden auch über 6 Grundstücke in der Nachbarſchaft 
Simon] erklärt in der „Schleſ. Volksztg.“ berichtigend: „Am 31. Januar cr. Auflaſſungen ſtatt. j 
entfernte ich kraft meines Amtes aus den bis zur Stunde verwaiſten Kirchen Im Gegenſatze hierzu verhielt ſich der Hypotheken ⸗Markt recht ſtill, 
zu Girlachsdorf, Olbersdorf und Güttmannsdorf das Sanctiſſimum, die heil. obwohl die vorhandene Geld⸗Abundanz gerade hier belebenden Einfluß üben 
Oele und das Taufw aſſer, um, ſoweit dies möglich, Sacrilegien und Profa⸗ ſollte. Aber es fehlt ſchon ſeit längerer Zeit an erſtſtelligen feinen Objecten 
nationen vorzubeugen, ſelbſtverſtändlich ohne kirchliches Eigenthum zu be⸗ und nur wenige Capitaliſten find bereit, einen etwas erhöhten Zinsfuß als 
rühren.“ — Dieſer Berichtigung fehlt die Angabe: weſſen Eiyentbum dieje- Erſatz für die entferntere Lage des Grundſtücks zu acceptiren. 
nigen Gegenſtände ſind, welche Herr Pfarrer Simon entfernt hat. Viel⸗- Abſchüſſe à 4% pCt. find nach wie vor zu den Ausnahmen zu rechnen. 
leicht ergänzt die „Schleſ. Vollsztg.“ dieſe Lücke. Ein umfangreiches Geſchäft würde - erwarten fein, wenn ein Zinsſatz von 
* Wablausſchuß.] In der General⸗Verſammlung des Wahlvereing 1444 pCt. für abſolut feine Hypotheken als ausreichend erachtet würde, weil 
der national⸗liberalen Partei vom 28. Januar wurden in den Ausſchuß dann zahlreiche Convertirungen an den Markt treten wüeden. 
ewählt die Herren: Aurel Andersſohn, Kaufmann Paul Bülow, Juſtizrath Die Zinsforderung für erſte pupillariihe Eintragun 2 halt fi 
erdinand Fischer, Hofbuchhändler Hainauer, Bankrirector Dr. Honigmann, auf 5 pCt., für entfernte Gegenden wird 57 - 6 pCt. bewilligt. 
N Hübner, Chef⸗Redacteur Köbner, Profeſſor Dr. Körber, Dr. Zweite Stellen 5%4—6%-7 pet. und darüber je nach Lage und 
Th, Körner, Juſtikrath Leonbard, Dr. P. Lion, Kaufmann Theodor Molinari, Beſchaffenheit. i NR 
genden Petzet, Kaufmann Paul Riemann, Prof. Dr. Nöpell, Kaufſm.  Mmortifations-Hypotheten 54—5%—6 pCt. incl. Amortiſation. 
L. Storch, Kaufmann Carl Sturm, Hauptlehrer Dr. Ed. Thiel, Kreisgericht: Für ländliche Hypotheken innerhalb pupillariſcher Grenzen ift 
Director Geh. Juſtizralb Wachler und Kaufmann Paul Wolff. 2 2 F 87 Rehe e gg ae . 
e e om er⸗Verkehr iſt nur zu len, ie vorhandene gute 
O Zobten am Berge, 19. Februar. (Fus penſſon des Bürger | Kaufluſt und die maſſenhaft im Zuge befindlichen Unterbandlungen für das 
meiſters. — Kirchliches.] Der hieſige Bürgermeiſter iſt deute von ſei⸗ Frübjahr eine große Anzahl von Abſchlüſſen erwarten laſſen. 
1 — re _ * 8 . ae iſt die Nachfrage für große und kleine Beſitzungen im 
uspendirt worden. ollte eine Ne erden, ; \ f , 
ultramontane Partei diesmal keine Ausſicht, ihren Candidaten durchzubrin⸗ Teltower Kreiſe und in der nächſten Ungebung der Reſidenz. 
gen; denn von den 18 Stadtverordneten ſind mindeſtens 10 reichstreu und Wien, 18. Februar. [Warnsdorfer Escompte⸗Geſellſchaft! 
zwar; 7 Altkatheliken, 2 Proteſtanten und 1 Jude. — Von Seiten der] Das von den Gläubigern geſtern gewährte Moratorium iſt durch die in⸗ 
königl. Regierung, als Patron der hieſigen katholiſchen Kirchen, iſt der Kreis⸗ zwiſchen eingetretene Conclurserklärung gegenſtandslos geworden. Ueber 
Gerichts⸗Rath Geisler zum Kirchendorſteher der katholiſchen Gemeinde er⸗ die Wirkung und die zu erwartenden Folgen der Kataſtrophe giebt man ſich 
nannt worden. Der genannte Herr iſt Altkatholit. feiner Tauſchung bin. Aus Neicenberg werden beute 11 dien „Heine 
8 Gleiwitz, 19. Februar. [Tageschronik.] Bei der geftern ange: Inſolvenzen gemeldet; eine Deputation von dort iſt bier angelangt, um 
ſtandenen Haenel, Verfa ul [80 5 7 Nene Been wurde das ernſtliche Vorſtellungen zu machen, mit welchem Erfolge, bleibt abzuwarten. 
Reſumé über den Geſchäftsgang im vorigen Jahre erſtattet. Hiernach 85 Warnsdorf wird es zu vielen Zablungseinſtellungen kommen, nicht min⸗ 
ſich nach allen Seiten ein erfreulicher Foriſchritt. Die Mitgliederzahl beträgt der in Rumburg und Schluckenau, in dieſen Gegenden waren die Kaſſen⸗ 
988. — Verluſte bat der Verein auch im Jahre 1875 nicht erlitten. Nach ſcheine der Escompte Geſellſchaft ſehr beliebt. Am hieſigen Platze dürfte die 
dem erſtatteten ſpeciellen Kaſſenbericht hat der Reſervefond die Höhe don Firma Seidel und Proſſinag am ſtärkſten getroffen ſein. Dieſer Firma 
6935,85 Mark, das Guthaben der Mitglieder die Höhe von 129,69 2,84 Mark wurde ebenfalls ein achttägiges Moratorium eingeräumt. Bei dem Entgegen⸗ 
erreicht. Die Spareinlagen, welche im Vorjahre 192,243,96 Mark betrugen, lommen, welches dieſes Haus bei der Glaublgerſchaft findet, iſt Ausſicht auf 
betragen jetzt 230,560,666 Mark. — Nachweislich erzielte der Verein eine fin außergerichtliches Arrangement. Die Firma beonſprucht ein fünfmonat⸗ 
Einnahme von 2,106,633, 14 Mark, wovon ein Reingewinn von 9368 liches Moratorium und verpflichtet ſich nach Ablauf deſſelben, innerhalb 2 
Mark 65 Pfennige verblieb. Nachdem dem Vexeins⸗Kaſſtrer Decharge er: Jahren ihren Verbindlichkeiten, welche zum allergrößten Theil aus Giro⸗ 
theilt war, wurde die zu zahlende Dividende auf 9 pet. feſtgeſezt und Impegni herſtammen, ohne jeden Abzug nachzutommen. — Die Firma iſt 
beſchloſſen, den verbleibenden Reſtbetrag dem Reſerdefond zuzuſchreiben. mit 600,000 fl. in Obligo. . f 
— Im Laufe des Jahres 1875 wurden von der bieſigen Polizeiverwaltung“ Wien, 19. Februar. [Wochenausweis der geſammten lombardi⸗ 
Strafmandate erlaſſen 1721. Polizeiliche Anmeldungen von Geſellen und ſchen Eiſenbahnfſ vom 5. bis zum 11. Februar 958,063 Fl., gegen 
Dienſihoten erfolgten 2091, desgleichen von Perſonen zum vorübergehenden 1.167,75 1 Fl. der entſprechenden Woche des Vorjahres, mithin Wochen⸗ 
Aufenthalt 225, von Familienbäuptern, welche bier zugezogen und einen Mindereinnahme 209,687 Fl. Bisberige Mindereinnahme ſeit 1. Januar 
ſelbſtſtändigen Haushalt gegründet haben, 319. — Dem Abonnement auf 728,718 Fl. 
Kur⸗ und Verpflegung erkrankter Dienſtboten und Lehrlinge im ſtädtiſchen n er 
ſind für das Jahr 1876 beigetreten 187 Herrſchaften mit zu Trieſt, 19. Febr. Der Lloyddampfer „Oreſte“ ift mit der oſtiudiſchen 
Ueberlandspoſt heute Vormittag aus Alexandrien hier eingetroffen. 
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Krankenhauſe . n m 1 
Dienftboten und Lehrlingen. Der Abonnementspreis beträgt jährlich bei 
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Türkische Anleihe. . 5 Königsb.Ver.-Bank| 8 
Ungb% Ladw,-B. Kwilecki| 6 

Leipz. Cred.-Aust.] 9 


Schwedische 10 Thlr-Loose 49,50 B Luxemburg. Bank| 9 


Finnische 10 Thlr.-Locse 40,25 0 
Türken-Loose 45,00 bad 


—— —— ́rTiꝛʃ ñ kwẽẽe!T——̊ͥ 
Isenbahn-Prioritäts-Aotlen. Nordd. Bank... , „10 


Nordd.Grunder.-B.| 9% 
Oberlausitzer Bk.“ 6 
Oest, Cred.-Actienf 6% 
Posner Prov.-Bank| 6 


Pr. Cent.-Bod.-Ord. 9 


de, Hess. Nordbahn|5 


Schl. Vereinsbank 5 
Thüringer Bank, .| 6 


Fr 
—— 


Berliner Bank, .., 0 
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fanuever- Altenbeken 4 
Märkisch-Posener .. 46 


Ostdeutsche Bank. 
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Schlesw. Eisenbahn. 
Obomnitz-Komotau . 


Prag - D 
Sal. Car Ludw.-Bahn · 


Taschau- Oderberg 
Ung. Nordostbahn . +? 


iet 


n 


Mähr,-Schl, Centralb. 
do, u 


&ronpr.-Rudolf-Bahn . 
r 


do. 0. 2 
40. südl, Staatsbahn 
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Bank-Discont 4% t. 
Lombard-Ziusinss 60 Gt. 


888280 


ane 
7 


3 4 7 de > 7 . y 
5 in, 20. Februar, Nachmittags 1 Uhr. [Wrivatbertehr] 
act en 314, 50 dis 50, Es 00 1 00, Sa 203 
à 204, 50, 1860er Looſe 113, 75, Silberrente — i 
60, 10, Italiener 71, 55, 5p&t. Türken 19, 90, 
dener Bahn 98, 10 8 98, 50 A 98, 40, Bergiſch⸗Märkiſche 81, 00, 
115.10 U 118, 25, Gazier 86, 00 3 86, 40, Lanrabütte 38, 50 
a 59, 10, Darmſtädter 
50, Reichsbank 158, 25. Recht feft, maß 
Nach Schluß: Credit⸗Actien 314, 
e nen 
a. M., 20. 5 mittags. [Effecten⸗Socie 
echſel —, —. Pariſer Wechſel —, —. A Bei 
Galizier 173%. 
Silberr 


es Geſchäft. 


Londoner 
Böhm. 
250 


*. 
Papierrente 60%. 
faner 1885 102 
Oeſterreichiſche 


N et) B 5 ſch öſt ’ kf. — bio. 
? eutſch⸗öſterreichiſch M Bank 

75%, Hahn'ſche Effectenbank —, Reichsbank 157 /, Continental ——: 
Heil Ludwigsbahn —, —, Diebe * al FR Saadet Piel — 
ürlen — 


nd a be 
Nach Schluß der Boͤrſe: Creditactien 157%, Franzoſen 250%, Lombarden 


slerbank 


do. Schtzw. alte 93%, do. neue 92%, 
lebt. 


Schu ntral⸗Paciſie —, 


101%, Galizier —, 1860er Lo 
Reichs ba); 

maburg, 19. Februar, Nachmitiags. 
St.⸗Pr.⸗A. 116%, Silberrente 64%, Eredit⸗Actien 156%, Nordweſtbah 
1860er Looſe 114, Franz. 626, 
Vereinsbank 110: aurahütte 58, Commerzbank —, 
—, Norddeutſche 126%, Propinzial⸗Disconto —, 

neue —, Internationale 


Disconto 3 Cl. 


eſt. 

Hamburg. 19. Februar, Nachmittags. N etteibemarkt! — loco 

eizen pr. 
ebr. 197 Br., 196 Gd. pr. Mai⸗Juni pr. 1000 Kilo, 202 Br., 201 Gd. 
146 Gd., pr. Mai⸗Juni pr. 1000 Kilo 
Gerſte matt. Rüböl matt, loco 
68, pr. Mai 66, pr. Octbr. pr. 200 Pfd. 61%. Spiritus matt, pr. Febr. 
34½, pr. März⸗April 35, per Mai⸗Juni 36, per Juni⸗Juli per 100 Liter 
100 & 36%. etroleum matt, 
Standürd white loco 13. 00 Br., 12, 80 Gd., per Februar 12, 70 Gd., per 


auf Termine flau. Roggen loco ſtill, auf Termine matter. 
ebruar 147 Br., 


oggen pr. 
Hafer ruhig. 


149 Br., 148 Gd. 


4. — Kaffee feſt, Umſatz 4500 Sack. — B 


Auguſt⸗December 12, 00 Gd. — Wetter: Regneriſch. 


Hamburg, 19. Sebruar, Abends. [Abendbörſe.] Silberrente 64%, 
0 mbarden 253, Creditzctien 156%, Framoſen 625%, 
Rheiniihe Bahn 115%, Bergiſch⸗Märkiſche Bahn 81, Cöln⸗Mindener Bahn 
98%, Laura hütte 58, 1860er Looſe 114, Hamb.⸗Amerik. Packelfbhrt⸗Actien⸗ 


Papierrente 60%, 


Geſellſchaft 62½. — Felt bei geringen Umſatzen. 


5 
Wien, 20. Februar. [Privat Verkehr.] (Schluß.) Creditactien 1 
nion 
Napoleons 9, 16. 
Schluß matter auf das bisher unbeltätigte Gerücht von einer weiteren Eins 


Franzoſen 283, 75, Galizier 195, 00. Anglo⸗Auſtrian 91, 40, 
bank 74, 75, Lombarden 116, 25, Papierrente —, —, 


zahlung auf die Lothringer Eiſenwerke. 


Liverpool, 19. 05 nl [Baumwolle.] 14400 85 
n „ 17 


Muthmaßlicher Umſatz 6000 Ballen. 


verändert. Tagesimport 
davon 13,000 Ballen amerikaniſche. 


Liverpool, 19 Februar, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schluß bericht.) 
rt 1000 Ballen. 


Umſatz 6000 Ballen, davon für Speculation und Exps 


Preiſe unregelmäßig, matt. Ankünfte weniger angeboten. 


Middl. Orleans 6%, middl. amerikaniſche 6%, fai Dhollerah 4%, middl. 
ſair Dhollerab 4, good middl. Dhollerah 3%. middl. Dhollerah 3%, fair 
omra 
4%, fair Madras 4%, fair Pernam 7%, fair Smyrna 5%, fair Egyptian 6%. 
\ Februar, Nachm. 4 Uhr 30 Min. [Getreidemarkt.] 
(Schluß bericht.) Weizen matt. — Roggen behauptet. — Hafer ſtetig. — 


Petroleum 
ez. und Br., 


Bengal 4, good fair Broach 4%, new fair Domra 4%, good fair 


Antwerpen, 19. 
Gerſte unverändert. 


en, 19. Februar 


Antw 5 Nachmitt 1 30 Min. 
Markt.] e Schiußbericht.) te ve — 3 


loco 29 


redit⸗ 
„ 00 

—, Papierrente 60, 50 & 
Rumänier 27, 50, Köln⸗Min⸗ 
iniſchef 
86, 1 58, 25 
anf 112, 50, Disliento⸗Commandit 126, 75 & 127, 


„ Franzoſen 501, 00, Lombard en 
tät.] 


E — — 
Frauzoſen 
ente 64%. 
Ameri 


oſe —. Oeſterreichiſch⸗deutſche Bank —. 


Schluß⸗Courſe,] Hamburger 
ef 
Lombarden 249%, Ital. Rente 71%, 
do. II. Emiſſion 
a Anglo: deutſche 56%, de 
Bank 85, Amerikaner de 1885 96%, Koln⸗Mindener 
St.⸗A. 97%, Rheiniſche Eiſenbahn do. 115, Bergiſch⸗Markiſche do. 81%, 

50 56 —59—62 Mart, weißer ſehr feſt, pr. 50 
Mark, bochfeiner über Notiz. 


— Zoll (4,40 Meter). 4 
Eisgang bat Morgens 6% ſtattge 


8 


2 £ * „ 
roleum. 4 PR 
ee 3 


l tag! 


Breme⸗ „ e am 1 e 
dard white loco 12, 00, vr. Februar 11, 80, 
It, 50, per Seplember⸗October 12, 00 bez. A 


Breslau, 21. Febr., 9% Uhr Vorm. Der Geihäftsberlehr am heu⸗ 


e war etwas reger, dei maßigem Angebot und unveränderten 


Wei * feine Qualitäten preishaltend, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher 


weißen, 15,76 die 00 180 Mark, gelber 15 Ric 
1 Bat über Ki Baht. art Mi 50—16,75— 18,50 Mart, 
Ma: u in ruhiger Haltung, per 100 Kilegr. 14,00 — 14,75 — 

= It Seite "Aber ot} bezahlt. 4,00 — 14,75 — 16,25 


erite ſchw 1 2 
weiße oe au ver 100 Kilogr. 12,50—14,50 bis 15,50 Marl, 
Hafer nur vereinzelt beachtet, per 100 Kilogr. 15,00 — 16,30 17,60 Mark. 


seiniter über Notiz. 


Mais mehr angeboten, per 100 Kilogr. 10,20 bis 11,50 Mark. 
Erbſen gut behauptet, per 100 Kilogr. 17— 1820,50 Mart. 
Bohnen blieben vernachläſſigt, ver 100 Kilogr. 14,80—15,80—16,50 Mk. 
Wicken leicht verkauflich, per 100 filogr. 16,50 7,50 —18,50 Mort. 
Lupinen, nur feine trodene Qualitäten beachtet, per 100 Kilogr. gelbe 


9,60 11.30 Marl, blaue 9.50 11,40 Mark. 


Delfaaten ohne Aenderung. 
Schlaglein matter. 
de 100 Kilogramm netto in Mart und Bi. 
"m 25 


Schlag⸗Leinſaal - 2 E 22 25 
Winterraßs 230 — 29 — 28 — 
Winterrübſen 29 — 28 — 26 — 
Sommertrübſen 30 25 29 25 27 50 
Leindotter 26 — 25 8 


Nabeiuchen breisbaltend, pr. 50 Kilogr. 7,80-8 Mari 

Leinkuchen mehr beachtet, pr. 50 Kilogr. 9,20 — 9,70 Marl. 

Kleeſamen gut verkäuflich, — rotber hoher gebalten, pr. 50 Kile 
Kilogr. 62—65—74—77 


Thymotbee ohne Aenderung, pr. 50 Kilogr. 30—32—34 Mark. 
Mebl ſchwache Kauflust, pr. 100 Klgr. Weizen fein alt 29,25-—30,25 


Mark, neu 25,50 — 26,25 Mark, Roggen fein 25,50 —26,50 Mark, Hausbacken 
MS Mark, Roggen⸗Futtermehl 10—11 Mark, Wehle 8 bis 
„75 Mari. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitats⸗ 


Sternwarte zu Breslau. 

Februar 19. 20. Nachm. 2 U. ı Mbps. 10 u. Mor. € U. 
Zuftdruck bei oOo 326% 86 r 327% 88 
Zuftw armee 1 208 i 506 + 375 
Dunſtd ru 2.757 2,52 2,30 
Dunſtſättigung 68 pCt. 77 PCt. 84 pCt. 
. | S. 1 SW. 3 SW. 2 
Deer 5 bedeckt. | trübe. | trübe. 

Februar 20. 21. Rahm. 2 U. Mbps. 10 . Pforg. 6 U. 
Luftdruck bei 0°....... 32862 330% 28 33 798 
Zuſtwärmee + 45 a 
Dunftoeud ... ++ .=+. 2490 2713 203 
Dunſtſattigungg 74 pGi. 93 pCt. 95 pCt. 

rr W. 2 NW. 1 NE. 1 
Wetter deiter. bedeckt, Regen. bedeckt, Gra ln 


Breslau, 21. Febr. [Waſſerſtan d.] O. B. 5 N. 12 Cm. U.-J. 1 N. 46 C. 
Eisſtand. E 


— 


Auswärtige amtliche Waſſer⸗Napporte. 
Glatz, 20. Februar, 3 Uhr Nachm. Waſſerſtand der Neiſſe am Pegel 


(Unterpegel) der Feſtungsbehörde: 7 Fuß 1 Zoll. Eis gang vorüber. 


Natibor, 20. Febr., 6% Uhr Morgens. e am Pegel 14 Fuß 
r Nachm. 14 Fuß — Zoll (4,40 Meter). Der 


Am 16. d. M. ſtarb zu Laurahütte 
Herr Hüttendirector 


Wehowsky, 
Mitglied des Kreistages des Kreiſes 
Kattowitz. Seine lebhafte Theilnahme 
an dem Gedeihen unſeres Kreiſes, 
ſeine wohlwollenden Geſinnungen und 
ſein liebenswürdiges Weſen laſſen uns 
den Verluſt des allgemein geachteten 
Mannes auf das Tiefite beklagen. 
Kattowitz den 18. Februar 1876. 
Der Königliche Landrath. 
v. Berlepſch. [720] 


Stadt- Theater. 


Montag, den 21. Februar. Unwider⸗ 
ruflich letztes Gaſtſpiel der Kaiſerl. 
Königl. Hofſchauſpielerin Frau Hev⸗ 
wig Niemann ⸗ Raabe. „Die 
Grille.“ Ländliches Charakierbild 
in 5 Acten von Ch. Birch Pfeiffer. 
(Fanchon, Frau Niemann⸗Raabe.) 


Lobe - Theater. 


Montag, den 21. Februar. Z. 3. M.: 
„Die Neife nach dem Mond.“ 


Paul Scholtz’s able. un. bis V. «tape, und 600 


eute Montag: 
Drittes großes U 


Carnevals⸗ ® 


a la Köln und Leipzig. 
Jeder geehrte Beſucher erhält am 
Eingange eine Carnevalskappe gratis. 
Anfang 7% Uhr. [3282 
Entree 50 Pf. Logen 1 Mk. 50 Pf. 
Zu irgend einem beſtehenden gewerb: 
lichen Unternehmen ſucht eine rege 
Perſönlichkeit mit Capital ſich 
Socius zu 1 
fr. unter Chiffre H. 
Hirſchberg. 


Ein 


ſowie verſchiedene gute Ameublements 
zu verkaufen Muſeumsplatz 8, part. 


Dom. Sezepanowitz bei Oppeln zum Verkauf. 


offerirt i { 
Gliſon⸗Kartoffeln Steppdecken, Steppröde 


zur Saat. 


Holzverkauf 
Budlowi 


den Schlägen der 
kowitz, 


Raummeter 


mine ſofort bezahlt werden. 
Creuzburgerhütte, 
"Ber gnglice Sberſbeßer 
er Kön e Oberfd 
v. Ehrenftein. 


udelhund 


Off. w. erb. wi 
99 poſtlagernd wg kaufen geſucht. 
[442] 


poſtlagernd Kattowitz erbeten. 


Holländer Bullen, 


Wittwe Blankenfeld, 


Mädchen Schule, 


. Neue Matthiasſtraße 5, 1. Etage. 
Beginn des Sommercurſus Montag, den 3. April. 


Nachmittags. 


Unkündbare Hypotheken⸗Darlehne 


22 die Anhalt⸗Deſſauiſche Landes ban 
n baarem Gelde. Nähere Auskunft ertheil ö 
13139] B. Neumann, Breslau, Neue Taſchenſtraße Nr. 6. 


Von GRIMAULT & Co, Apotheker in PARIS 


Die Wirkſamkeit dieſes Medicaments hat ihm die Genehmigung der Académie de méde- 
eine von Paris verſchafft.—Ein einziges Pulver in einem Glas Zuckerwaſſer aufgelöft, genügt 
um fofort die heftigſte Migräne zu heben, oder die Folgen einer Kolik oder Diarrhoe 
zu beſeitigen. Dieſes Heilmittel wird in Schachteln zu 42 Pulvern verkauft. Um die vielen 

Nachahmungen zu vermeiden, beliebe man die Etiquette Grimault u. K. zu verlangen. 0 


in der Oberförſterei 


+ 
Mittwoch, den wid. e., kom⸗ 
men um 10 Ubr im Steinmann ſchen 
Gaſtbauſe hierſelbſt 8 Verkauf: aus 
chutzbezirke Bud⸗ 
RNeilswerk, Süßenrode, 
lümkenau und Neuwedel ca. 300 


tück Kiefern» Bauholz, meiſt dere 
Stück irgend welche Fuhrkosten oder Meilengelder kelnem Insassen des Kreises 


Fichten Bauholz, meift der III. bis 
V. Klaſſe 1 5 | 9 
en-, Buchen un 

eſt Fichten ⸗Rutz holz. [3286] 
Die Steigerpreife müſſen im Ter⸗ 


Ein junger, gut dreffitter, weißer 


697 
Gefällige Offerten unter E. 85 90 
Dom. Sczepanowitz bei Oppeln 
Pianino, offerirt ee ß na 
bon importirten Thieren abſtammend, 


werden ſauber u. 5 Aelmtt au 
umarlt 8. 


[3284] 


Bertha Orthmann. es ü: Eugenie Richter. 


Jus 5 pCt. Valuta voll 


— 


* 
* 


Depot in Breslan 
Aesculap⸗Apothele. 


12231] Görtz, 


Bekanntmachung 
Offener Posten als Communal-rnierarzt für den Kreis Cosel. i 


Es ist die Anstellung eines Communal-zierarzies für dem 


hiesigen Kreis beschlossen worden. Derselbe soll, vorbehaltlich noch, 
anderweiter contractlicher Festsetzungen, die Verpflichtung haben, in 
der Kreisstadt Cosel zu wohnen und vor Allem, im Falle gleichzeitigen 
Nachsuchens um seine Hilfe von verschiedenen Seiten, unbedingt den 
Kreis-Insassen zuerst bedienstet zu sein. 

Dafür erhält der Kreis-Communal-Thierarzt vom Kreise an Pferde- 
geldern ein jährliches Fixum von 1800 Mark, wobei er dann aber 


in Rechnung bringen darf. 
Die Approbation als Thierarzt erster Classe wird als Grund- 
bedingung für die Annahme gestellt und hierbei bemerkt, dass dem 


zu engagirenden Communa -Thierarzt auch die vorläufig eben- 


falls erledigte Kreis-mierarzistelle in Aussicht gestellt werden kann. 
Qualifieirte Bewerber wollen dieserhalb sich unter Einsendung ihrer 
Prüfungs- und Führungs-, sowie sonstiger für ihre Annahme günstig, 
sprechender Zeugnisse alsbald schriftlich und 'portofrei spätestens bis 
zum 28. Februar er. an den Unterzeichneten wenden. 
Cosel, den 27. Januar 1876. 


Der Vorsitzende des Kreisausschusses. 
Königliche Landrath. 


Himml. 
undichte anz Dächer, 


werden fofort und billig unter Garantie reparirt. 
Breslauer Bedachungs- Comptoir, 
Bahnhofſtraße 11. 
Silesia, Verein chemischer Fabrilen. 
Unter Gehalts⸗Garantie offeriven wir die Dün er-Präparate unſerer 
Fabriken zu Saarau und Breslau: Superphosphate aus Mei 
reſp. Baker⸗Guano, Spodium ꝛc., Ammoniak- und Kali ⸗S 
Fenz ꝛc., Rartoffelbünger Knochenmehl, gedämpft oder präp 
benfo führen wir: Chillfalpeter, Kaliſalze, Peru- Guano, Ammoniak 7e. 
Proben und Preis -Courants auf Verlangen franco. — Beſte 
bitten wir zu richten: 
entweder an uns nach Saarau, 


oder an die Adreſſe: Silesia, Verein chemiſcher Fabriken zu Breslau, 
Schweidnitzer Stadtgraben Nr. 12. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stei 
Drut van Grab, Barth u. Comp. (. Srievrih) in Dreklan 


